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Ku rze G esc h ic hte
des Schadena usgleichsrechts

L Strafsystem

A. Schadenszufügung als Unrecht
Das bewusste Zufügen eines Schadens stellt ein Unrecht dar. Der Geschädigte er-
leidet eine ideelle und/oder eine wirtschaftliche Beeinträchtigung eines Gutes.
das die Rechtsgemeinschaft als schützenswert betrachtet. Das Zufügen eines Un-
rechts hat ursprünglich eine Rachehandlung ausgelöst. Der Geschädigte oder -
stellvertretend für ihn - dessen Sippe fügte dem Schädiger einen Nachteil zu. mit
dem das Unrecht bzw. die ideelle Beeinträchtigung ausgeglichen wurdel. Einen
wirtschaftlichen Wertersatz hat das private Rachesystem grundsätzlich nicht be-
wirkt. Im Gegenteil, sie führte zu einer potentiellen Schadenvervielfachung, weil
die Rachehandlung entweder gegenüber dem Schädiger zu exzessiv ausfiel oder
ihrerseits beim Geschädigten eine erneute Unrechtshandlung provozierte. Ein
zumindest ansatzweiser Schadenausgleich erfolgte erst dann, als die Rache durch
Bussgelder abgelöst wurde. Der Schädiger musste z:ur Sühne der ideellen Beein-
trächtigung entweder einen Wertersatz erbringen oder sich selbst bzw einen
Schutzbefohlenen in personam ausliefern (Noxialhaftung)2. Beides bewirkte
beim Geschädigten oder dessen Sippe indirekt einen wirtschaftlichen Ausgleich.

. PD Dr. iur.,  LL.M., Rechtsanwalt,  Glarus.
t Das Rache- bzw. Tal ionsprinzip ist in den archaischen Rechtstexten al lgegenwärt ig (vgl.  z.B. 2. M.

21,23-25: <Entsteht ein dauernder Schaden, so sol lst du geben Leben um Leben, Auge um Auge,
Zahn um Zahn, Hand um Hand, Fuss um Fuss, Brandmal um Brandmal,  Beule um Beule,  Wunde um
Wunde,, ;ähnl ich Zi f f .  196ff .  Codex Hammurabi ldazu infra FN l38l ;s iehe dazu Nonn, D. [1958]Zum
Schuldgedanken im altbabylonischen Strafrecht, in: ZRG frA 1958, 1 f f .) .  Siehe dazu ferner Bnuenl
A. (2000) Das Urtehdewesen im deutschen Südwesten im Spätmittelalter und in der frühen Neu-
zei f ,Tübingen, DrcHrn, G. (2002)Fehde, Unrechtsausgleich und Strafe im äl teren langobardischen
Recht, in:Werrzel2002,27 ff., ScHrurol E. (1983) Einführung in die Geschichte der deutschen Straf-
rechtspflege. 3. 4., Göttingen, 21 ff., Ruprrve, H./Jenouscurr, G. (2002) Grundriss der Strafrechts-
geschichte.4. A., München, und SrüsrNeen, S. (1999) Schuld, Strafrecht und Geschichte. Die Ent-
stehung der Schuldzurechnung in der deutschen Strafrechtshistorie, Diss. Frankfurt a.M.

z Die Entwicklung von der personenbezogenen Noxialhaftung zum vermögensbezogenen Bussgeld
lässt sich sowohl im germanischen Recht (vql. z.B. Scuvrrol E. [983] Einführung in die Geschichte
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B. Trennung von Straf- und Haftungsrecht

Spätestens mit dem Aufkommen staatlicher Gewalt im Spätmittelalter hat sich
die ehemals bloss graduelle Tiennung von Straf- und Haftungssystem vollzogen3.
Dies fand ihren Niederschlag in der Verabschiedung hoheitlicher Gerichtsord-
nungen, namentlich der Carolina von 15324. Straf- und Haftungsrecht standen
nunmehr als z*-ei wesensmässig verschiedene Rechtssvsteme nebeneinander. Eine
strukturelle Verwandtschaft zwischen Straf- und Haftungsrecht blieb indes bis in
die Gegenwart bestehen. Das Verschtrldensprinzip dominiert bis heute beide Sys-
temes.

Der Staat ist - nach heutigem Verständnis - allein für die Sühne des ideellen Un-
rechts zuständig. Der Täter bzw. Schädiger muss eine Freiheitsstrafe verbüssen
oder dem Staat ein Bussgeld entrichten6, allenfalls weitere persönliche Nachteile
auf sich nehmenT. Das Strafmass richtet sich nach der inneren Einstellung und
nicht nach der Höhe des verursachten Schadens. wennsleich dieser ein Zumes-
sungskriterium sein kann8.

Der Geschädigte ist aber nicht gänzlich ausgeschlossen. Er kann und muss die
ideelle Beeinträchtigung seiner Ehre - je nach Kanton - durch ein privates Straf-
klageverfahren ausgleichene. kann wirtschaftlichen Wertersatz im Rahmen eines

der deutschen Strafrechtspflege. S. 4., Götting en,24ff .l als auch im römischen Recht nachweisen
{vgl. z.B. Jnrusrru, N. [20031 Die Struktur des Haftungsrechts. Geschichte, Theorie und Dogmatik
a u ss e rv e rtr a g I i c h e r A n s p rü c h e a uf S c h a d e n s e rs atz, Tü bin g e n, 222'fI.l.
Ahnticn der Trennung des Privatstrafrechts vom bereits im römischen Recht sich entrruickelnden
öffentl ichen Strafrecht, vgl.  dazu Lrees, D. (2002) Öffentl iches und Privatstrafrecht in der römischen
Kaiserzeit, in: Wrrrzu 2002,11 ft.
Vgl. dazu Scslossen, H (2002) Herrschaftliches Strafen seit dem Hochminelalter. Formen und Ent-
wicklungsstufen, Köln, ScHnororn, F.-C. {2000) Die peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. und
des Heiligen Römischen Reichs von 1532, Stuttgart, und Wru-owlrr, D. (1999) Die Entstehung des
öff e ntli c h e n Stra frechts. Köl n.
Vgl .  dazu Art .  l8 Abs. 1 StGB sowie Art .41 Abs. 1 0R und infra l l /8.
Vgl. Art.35 ff .  und Art.48 StGB.
Siehe Art.42 ff .  StGB (Anstaltseinweisung), Art.5' l  StGB (Amtsunfähigkeit),  Aft.  53 StGB (Entzug
el ter l icher Sorge),  Art .54 StGB (Berufsverbot lund Art .55 StGB (Landesverweisunglsowie Art .56
StG B (Wirtsha usverbot).
Vgl. Art. 41ZifI.1, Ar. 64, Art. 77 ff. und Art. 80 Ziff. 2 StGB.
Siehe z.B. Eg 286 ff .  Gesetz betreffend den Strafprozess (Strafprozessordnung) vom 04.05.1919
(Kanton Zürichlund ferner Bnurrrnrur,l. (1988) Der gewöhnliche Ehrverletzungsprozess gemäss der
Strafprozessordnung des Kantons Zürich, Diss. Zürich, BrnrscHr, R. (1946) Die subsidiäre Privat'
strafklage nach schweizerischem Strafprozessrecht Diss.7ürich, ErcHENsrRcen, K. (19061 Privat-
strafklage und Strafantrag nach aargauischem Zuchtpolizeirecht, Diss. Bern, Heen, J. H. (1925) Die
prinzipale Privatstrafklage im schweizerischen Rechte, Diss. Zürich, Meren, R. (1993) Der zugeri-
sche Ehrverletzungsprlzest Diss. Zürich, Scunrrorn, R. M. (1977) Der Ehrverletzungsprozess im
thurgauischen Recht, Diss. Zürich, und Wrrmruo, G. (1968) Der bündnerische Ehrverletzungspro'
zest Diss. Freiburg i .Ü.
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Adhäsionsprozesses anstrebenlo oder durch einen Strafantrag dafür sorgen, dass
der Staat gegen einen Rechtsbrecher vorgehtl r. Den Opfern von Stra.ftafen stehen
zudem Schadenersatzleistungen 2u12.

Das heutige Strafsystem ist solcherart ein Mischsvstem. Es ist zwar kollektivi-
stisch konzipiert und auf die Kompensation ideeller Nachteile ausgerichtet. weist
aber individualistische Strukturelemente aui die mitunter auf den Ersatz wirt-
schaftlicher Nachteile gerichtet sind. Haftungs- und Strafsystem sind aber trotz al-
ler Nähe wesensmässig verschieden: Der Zivilrichter ist nicht an ein Strafirteil ge-
bundenl3.

Ergänzt wird das kollektive Strafsystem durch das individuelle Persönlichkeits-
schutzsystent. Dieses gewährt dem Betroffenen Abwehr-, Beseitigttngs- und Kom-
pensationsansprüchera. will also primär den Eintritt sowohl einer ideellen als auch
einer wirtschaftlichen Beeinträchtigung verhindern. Das Haftungssystem dem-
gegenüber setzt - wie das Strafrecht - den Eintritt eines Unrechts voraus und be-
zweckt nur den Ausgleich einer wirtschaftlichen Beeinträchtigung. mithin eines
Schadensrs.

1o Vgl .  Art .8f .0HG, Art .60 StGB, fernerz.B.910Abs.2 Gesetz betref fend den Strafprozess (Straf-
prozessordnung)vom 04.05.1919 (Kanton Zür ich)sowie BGE 126 lV 38 und 125 lV 153. Siehe dazu
Dourruro, J. (1990) Die Adhäsionsklage in Bündner Strafprozess, Dlss. Zürich, HnusrR, R. (1992) Das
Adhäsionsurteil in: Aktuelle Probleme der Kriminalitätsbekämpfung. Festschrift zum Sljährigen
Bestehen der Schweizerischen Kriminalistischen Gesellschaft,Bern,20T fL, HnusEn, R. (1996) Die
Zusprechung von Genugtuung im Adhäsionsurteil, in: Schnzeizerische Zeitschrift für Strafrecht
1996, 187 f f . ,  Kresrn,  U. (1988)Die Auswirkungen des Ziv i lprozessrechts auf den Adhäsionsprozess,
in: SJZ 1988,353 ff., Rnporo, W. (1958) Der erstinstanzliche Zürcher Adhäsionsprozess, speziellin
seinen Beziehungen zum Zivilprozesq Winterthur, und RrHeEne , J. (1989) Zum zürcherischen Adhä-
sionsprozess in: Festschrift f ür Max Keller zum 65. Geburtstag,Türich,627 tf .

I t  Vgl. Art.  28 StGB.
12 Siehe dazu infra lV/C.
ts Vgl. Art.  53 0R.
14 Vgl. dazu Art.  28ft.ZGB.
15 Die Genugtuung (vgl .  Art .47 und 49 0R)weist  ebenfal ls eine Schadenausgleichsfunkt ion auf.  Sie

dient zwar nur der Kompensation von wirtschaft l ich nicht messbaren Nachtei len. hat aber keinen
pönalen Zweck. Sie bemisst  s ich nicht  nach der Schwere der Schuld des Täters,  sondern nach der
Schwere der Verletzung (vgl.  Art.  49 Abs. 1 0R) und ist in schweren Fäl len betragsmässig auf rund
200 000 Franken beschränkt (vgl.  statt  vieler Sroren, M. [1999] Die Genugtuung und ihre Berechnung
in: Schaden - Haftung - Versicherung [Eds. Münch, P. und Geiser, T.], Basel/Genf/München,
445 ff .) .  Bussen demgegenüber weisen einen pönalen Zweck auf und betragen einen Franken bis
40000 Franken, können diesen Betrag al lerdings bei Gewinnsucht des Täters übersteigen (vgl.
Art .48 StGB).
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A.

Haftungssystem

Allgemeines

Ein eigentlicher Schadenausgleich, und damit eine Haftung, setzt voraus, dass das

"Bussgeld" nicht nur dem Geschädigten zufällt - was im privaten Strafverfahren
der Fall ist -, sondern überdies nach Massgabe des wirtschaftlichen Interesses an-
gesetzt wird. Eine derartige Individualisierung und damit letztlich eine Entkop-
pelung des Straf- vom Haftungsrecht vollzog sich sowohl im römischen als auch
im germanischen Recht allmählich. Im Einzelnen ist vieles unklar, insbesondere
inwieweit die Lex Aquilia ein eigentliches Haftungssystem war oder - wie die ur-
sprünglichen XII-Täfeln16 - ein privates Strafsystem mit flexiblen Bussgeldern
darstellterT und ferner das römisch-rechtliche Haftungsverständnis von den
mittelalterlichen Glossatorenls, dem Usus Modernusle und der Pandektistik rezi-
piert und modifizierf vvglds2ttund so Eingang in die kontinentaleuropäischen Ko-
dif ikat ionen (Code Civi l  [1804],ABGB [1811] etc.) gefunden hat2r.
ts Vgl. dazu statt vieler Jöns, P./KurureL, W., rr nt.  (19181 Bömisches Becht.3. 4.,  Berl in, 3 f f . ,  und ferner

Hnerr',rnruru, M. (1997) lniuria. Von den Xll-Tafeln bis zur Justinianischen Kodifikation, Diss. Basel.
r7 Weiterführend dazu BpHnrruos, 0. (1985) Römischrechtl iche Exegese. Das del ikt ische Haftungssys-

tem der lex Aquilia, in:Jus 1985,878 ff., Brsrrrru, R. (1994) Das deliktische Schadensersatzrecht der
LEX AAUILIA in der Bechtsprechung des ßeichsgerichts, Diss. Hamburg, Hnusunrurrueen, H. ('1996)
Das Schadenersatzrecht der lex Aquilia. S. A.,Wien, Brnrs, P. B. H. (1969)The Early History of iniuria,
in: lljdschrift voor Rechtsgeschiedenis 1969,163 ff., Jnrusrru, N. (2003) Die Struktur des Haftungs-
rechts. Geschichte, Theorie und Dogmatik ausservertraglicher Ansprüche auf Schadensersatz,Tü-
bingen, 205ft., Pue su1 D. {1982} 0n the lex Aquuilia and culpa, in: Tijdschriftvoor Rechtsgeschiede-
nis1982,1 ff., ScHeerrz, B. (1988) Berechnung des Ersatzes nach der Lex Aquilia, Diss. Berlin, Sruoru,
D. V. (19651 Begriff und Tatbestand der rrlniuriar im altrömischen Recht, in'. ZRG ßA 1965, 132 ff., Tunn,
A. v. (1892) Zur Schätzung des Schadens in der Lex Aquilia. Rudolf von Jhering zur Feier seines fün-
zigjährigen Doctorjubiläums am 6. August l892,Basel, sowie ZrH,rlenunruru, R. (1996) Ihe law of obli-
gations. Roman foundations of the civilian tradition,0xford, 902 ff., insbes. 953 ff.

ta Vgl. dazu Jarusrru, N. (2003) Die Struktur des Haftungsrechts. Geschichte, Theorie und Dognatik
ausservertraglicher Ansprüche auf Schadensersatz, Tübingen, 271 ff ., Kor'rre , R. (1954l, Das allge-
neine Schadensersatzrecht im Mittelalter im Anschluss an die lex Aquilra, Diss. Frankfurt a.M., und
Lnr,ree, H. (1955) Schadenersatz und Privatstrafe in der mittelalterlichen Rechtstheorie, Münsterl
Köln, sowie - fü r d as Common Law - Jeuowrr'rE, J. W. (1983) Ion, crime, and police in mediaeval Bri-
tain. A review of some early law and custom, Littleton.

ts Vgl. dazu Jnruseru, N. (20031 Die Struktur des Haftungsrechts. Geschichte, Theorie und Dogmatik
ausservertraglicher Ansprüche auf Schadensersatz, Tübingen, 289 ff., und Kaurunrurrr, H. (1958) Be-
zeption und Usus Modernus der actio legis Aquiliae, Böhlau.

20 Vgl. dazu BEruönn, H.-P. (1976blZur ausservertragl ichen Haftung im gemeinen Recht in: Festschrif t für
Max Kaser zun 70. Gebuftstag, München,689 ff., Brsrgrru, R. (1994) Das deliktische Schadensersatz-
recht der LEX AIUlLlA in der Rechtsprechung des Beichsgerichts, Diss. Hamburg,3 ff., Jnrvsrr,r, N. (2003)
Die Struktur des Haftungsrechts, Geschichte, Theorie und Dogmatik ausservertraglicher Ansprüche
auf Schadensersatz,Tübingen,361 ff., sowie Eruoinno, l. (1993) The philosophy of tortlaw,Aldershot,93 ff.

zr Siehe BrLsrenr, R. (1994) Das deliktische Schadensersatzrecht der LEX A]UlLlA in der Rechtspre-
chung des Beichsgerichts, Diss. Hamburg,92 ff., Krrrrn, T. (1989) Dle Aquilische Haftung im rAllge-
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B. Verschuldenshaftung

1. Al lgemeines

Das Verschuldensprinzip besagt, dass derjenige, der durch ein vorwerJbares Ver-
halten einen Schaden einem anderen zufügt, haftbar und u.U. strafbar sein soll.
Vorwerfbar ist schadenverursachendes Verhalten, wenn es ab sichtlich, v o rs tit zlich
oder eventualvorsätzlich erfolgt (objektives Verschulden) und der Schädiger ur-
teilsfähig bzw. zurechnungsfähig22 (subjektives Verschulden) war23. In einem sol-
chen Fall strebte der Schädiger die Schadenzufügung um ihrer selbst willen oder
aus einem anderen Motiv bewusst an:Er weiss, dass er Schaden zufügt, und will es
auch. Tiitt der Schaden ein. hat der Schädiser - sanktionshalber - den Schaden zu
ersetzen (Ve rsch uldenshaftung).

2.  Einführungeineral lgemeinenVerschuldenshaftungdurch
das 0bl igat ionenrecht von 1881

Die Lehre vom Culpa-Prinzip wurde im 19. Jahrhundert gestützt auf das römische
Recht2a entwickelt und mitunter, allen voran von Rudolf Jhering (1818-1892)2s,
apodiktisch vertretenrn. Der Geschädigte muss ein Verschulden nachweisen2T, will

meinen Landrechtfür die Preussischen Staatenrvon 1794, Diss. Passau,Wrrureen, B. (2002) La res-
ponsabilit1 aquilienne en droitcommun. Damnum culpa datum, Genf, und Wrrrl,rnruru, R. (1974) Die
Entwi c kl u n g sl i n i e n d e r kl a ss is c he n I nl u ri e n kl a g e, in: ZB G RA 197 4, 285 ff .
Vgl. GscHwrr'ro, L. (1996) Zur Geschichte der Lehre von der Zurechnungsfähigkeit. Ein Beitrag ins-
besondere zur Regelung im schweizerischen Strafrecht. Historisch-dogmatische Rhapsodien zur
Frage der strafrechtlichen Verantwortlichkeit unter Mitberücksichtigung medizinhistorischer und
wi ssen sc h aftsg e s c h i c htl i c h e r As pekte, Diss. Zü rich.
Statt vieler 0nrruce n, K./Srnnx, E. W. (1995) Schweizerisches Haftpflichtrecht. Bd. l: Allgemeiner Teil.
5. 4.,  Zürich, 189 ff .
Das Römische Recht kannte ebenfal ls Haftungstatbetände, die kein Verschulden erforderten, vgl.
dazu z.B. Brrr'rrrurro, R. (1933) Die Haftungen ohne Verschulden. Typenlehre und System der
aussergeschäftlichen 0bligationen im deutschen, österreichischen und schweizerischen Recht,
Berlin,45 ff. Siehe ferner Hocssrerru, R. (1969) ]bligationes quasi ex delicto. Untersuchung zur dog-
mengeschichtlichen Entwicklung verschuldensunabhängiger Deliktshaftung unter besonderer
Berücksichtigung des 16. bis 18. Jahrhunder-ts, Diss. Köln.
Unmissverständlich JHrRnrG, R. v. (1867) Das Schuldnoment im römischen Privatrecht. Eine Fest-
schr i f t ,  Giessen,40:<Nicht der Schaden verpf l ichtetzum Schadenersatz,  sondern die Schuld.  Ein
einfacher Satz,  ebenso einfach wie der des Chemikers,  dass nicht  das Licht  brennt,  sondern der
Sauerstoff der Luft.>
Vgl. statt vieler von Werurruo-lruerruHeru, J. N (1841l' Die Lehre vom Schadensersatze nach Römi-
schem Bechte, Heidelberg, S5, sowie den Überbl ick bei JnrvsErv, N. (2003) Die Struktur des Haf-
tungsrechts. Geschichte, Theorie und Dogmatik ausserveftraglicher Ansprüche auf Schadens-
ersatz, Tübingen, 363 ff., und Erueuno, l. (1993) The philosophy of tort /aw, Aldershot, 93 ff.
Ein solches wird bei der Vertragshaftung vermutet (vgl.  Ar1. 97 Abs. 1 0R).
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er den Schädiger verantwortlich machen28. Nach dem Vorbild des Code Civil
(1SO+;zv wurde mit dem Obligationenrecht von 188130 eine allgemeine Verschul-
denshaftung eingeführt3 r.

Diese stellte gegenüber dem römischen Recht insoweit eine Neuerung dar, als
eine Haftung nicht mehr auf beson dere actiones, sondern eine subsidiär anwend-
bare allgemeine Haftungsnorm abgestützt werden konnte32. Im Gegensatz zur
Haftung des Code Civil, der eine <reine> Verschuldenshaftung vorsah33, war je-

doch nach Art.50 aOR - ähnlich das deutsche BGB3a - nicht nur ein schuldhaftes,
sondern auch ein widerrechtliches Verhalten erforderlich3s. Diese Haftungsregeln

Vgl.  Ar1.41 Abs. I  0R und Art .  37 Abs. 2 Bundesgesetz über den Schutz von Pf lanzenzüchtungen
(Sortensch utzgesetz) vom 20.03. 1 975.
Code Civi ldes Frangais vom 20.03.1804 (nachfolgend: Code Civi l ) ,
Bundesgesetz über das 0bl igat ionenrecht vom 14.06.1881 ( in Kraf t  sei t  01.01.1883, AS n.F.  5 635).
Siehe dazu Aueseunern-BucurLr, l .  (1987)fe Code civi lneuchätelois. l853-1855. Etude de l 'ölabora-
tion et de la structure d'un code civil qui a pour moddle le Code civilfrangais, Diss. Neuenburg,
BucHen, E. (1984) Der Einf luss des französischen Code civi l  auf das 0bl igationenrecht in:0bl iga-
tionenrecht l883-1983, Bern, 139 ff., Eucsrrn, R. (1926) Die Entstehung des schweizerischen 0bliga-
t ionenrechtes vom Jahre 1883, Diss. Zürich, und MEnz, H. (1982) Das schweizerische 0bl igatio-
nenrecht von 1881. Übernommenes und Eigenständiges in: Hundert Jahre Schweizerisches
0 bti g atio n e n re c ht, Freiburg i.Ü. S ff.
Vgl. Art. 50 ff. a0R und HarruEn, H. (1905) Das schweizerische 0bligationenrecht.2. A., Zürich, 15 ff.,
ScnEnnrn, H. (1889) Die schweizerische Haftpflichtgesetzgebung, St. Gallen, RerustruG, F.11892l' Die
Widerrechtlichkeit als Schadensersatz-Grund nach schweizerischem }bligationenrechte und
dem Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs für das deutsche Reich, unter Berücksichtigung des
römischen Rechts, Freiburg i.Ü., ZrrnLrorn, A. (1888) Die schweizerische Haftpflichtgesetzgebung.
Mit besonderer Rücksicht auf das Gesetz vom 26. April l887,Bern.
Das österreichische ABGB (1811)und das zürcher ische PGB {1856;vgl .  dazu BLUrurscHLr,  J.  K.  [1854-
18651 Privatrechtliches GeseXbuch für den Kanton Zürich. Mit Erläuterungen. 4 Bde., Zürich, und
ErsrruEn, F.  [1969] Geschicht l iche Grundlegung. Rechtsschulen und kantonale Kodi f ikat ionen bis
zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch in: Schr,veizerisches Privatrecht. Bd. 1, Basel, 1 f't.,127 f'f .1,
enthielten keine al lgemeine Haftungsn0rm (vgl.  dazu BucHen, E. [1984] Der Einf luss des französi-
schen Code civi l  auf das 0bl igationenrecht in:0bl igationenrecht 1883-1983, Bern, 139 ff . ,  162 f.) .
Siehe ferner We rn, E. (19551 Der Einfluss der kantonalen Kodifikationen auf das Haftpflichtrecht des
sc hwe ize ri sch en 0 bli g atio n enre c hts, D iss. Basel.
Vgl .  Art .  1382 Code Civi l :<Toutfai t  quelconque de I  homme, qui  cause ä autrui  un dommage, obl ige
celui  par la faute duquel  i l  est  arr iv6,  ä le 16parer.r  und Art .  1383 Code Civi l :<Chacun est  respon-
sable du dommage qu'  i l  a cause non-seulement par son fai t ,  mais encore par sa n69l igence ou
par son imprudence. l
Vgl. dazu BrruöHn, H. P. (1978) Die Entscheidung des BGH für das Verschuldensprinzip, in: Ti idschrif t
voor Bechtsgeschiedenis 1978, 1 ff.
Art.  50 a0R lautete: <Wer einem Andern widerrechtl ich Schaden zufügt, sei es mit Absicht, sei es
aus Fahrlässigkeit,  wird demselben zum Ersatze verpfl ichtet. l

31
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1.

wurden weitgehend36 in das Obligationenrecht von I9Il37 überführt und gelten
bis heute praktisch unverändert38.

Erfolgshaftung

Entwicklung der Gefährdungshaftung im 19. Jahrhundert

a) Allgemeines

Die Verschuldenshaftung konnte dort keinen gerechten Schadensausgleich be-
wirken, wo die Ernmgenschaften der Technik und Industrialisierung zu neuen
Schadensrisiken geführt haben, die nicht mehr nur Einzelne, sondern ganze Be-
völkerungsgruppen in ihrer Existenz bedrohten3e. Dass die geschädigten Arbeiter
und deren Familien und nicht die schadenverursachenden Betriebe, die wirt-
schaftl ich profit ierten. den Schaden tragen sollten, wurde zunehmend als unge-
recht empfunden.

Die einen, allen voran Victor Mataja (1857-1933)a0, haben die Einführung einer
Gefährdungshaftung aus ökonomischen Gründenal gefordert, während wieder

36 Eine Neuerung betraf  z.B. die Einführung eines Rekt i f ikat ionsvorbehal tes bei  Schadenersatzklagen
(vgl. Art.46 Abs.2 0R und die Hinweise Osen/SorörurruBERGER, ZH-K, N 20 zu Art.46).

37 Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivi lgesetzbuches (Fünfter Tei l :
0 bl igationenrec ht) vom 30.03,191 1 ( in Kraft seit  01.01 .1912; BS 2 199 und AS n.F. 27 317]r. Zur Entste-
hungsgeschichte siehe statt vieler 0srn/Scnörver'TBERGER, ZH-K, N 3 ff .  Entstehungsgeschichte).

38 Art .49 0R gi l t  in der Fassung gemäss Ti f t . l l  l  des BG vom 16.12.1983 ( in Kraf t  sei t  01.07.1985;AS
1984 778 782; BBI 1982 l l  636 ff .) .

3s Vgl .  dazu Onrnern,  K. (1943) Der soziale Gedanke im Schadenersatzrecht und in der Haftpf l ichtver-
sicherung, in: SJZ 1943,545 ff .  und 561 ff .

40 Mrrrun, V. (1888) Das Becht des Schadenersatzes vom Standpunkte der Nationalökonomia Leipzig.
4t Victor Matala ist einer der Vorläufer der ökonomischen Theorie des Haftungsrechts, die ab der

Mitte des 20. Jh. vor al lem in den USA eine grosse Bedeutung erlangt hat; in Europa hat die Law-
and-Economics-Theorie - mit wenigen Ausnahmen (vgl.  etwa Wenrnernr, W. F. [1930] Aansprakel i jk-
heid voor schade buiten overeenkomsl Diss. Leiden;vgl. dazu Fnune, M. G./Vnr'rorru Brne u, R. [1989]
0bjectieve Aansprakelijkheid, Verplichte Verzekering en Veiligheidsregulering, Antwerpen) - we-
niger Anhänger gefunden (weiterführend dazu Aonns, M. t l9S5l Akonomische Analyse der Ge-
fährdungs- und Verschuldenshaftung, Heidelberg, Aomn, M. D./Posrvrn, E. A. [2001] Cost-benefit
analysis. Legal, economic, and philosophical perspectives, Chicago, Cnrurua, S. N. S. [1978] Ihe
Myth of Social Costs. A Critique of Welfare Economics and the lmplications for Public Policy,Lon-
don, Ecrnnor, M. [19981 TechnischerWandel und Rechtsevolution. Ein Beitrag zur ökonomischen
Theorie der Rechtsentwicklung an Beispiel des deutschen Unfallschadensrechts im 19. Jahrhun-
dert, Jena, Eruones, A. t19911 7konomische Grundlagen des Haftungsrechts, Heidelberg, und [kri-
tischl Jar.rseru, N. [2003] Die Struktur des Haftungsrechts. Geschichte, Theorie und Dogmatik
ausserveftraglicher Ansprüche auf Schadensersatz,Tübingen, 56 ff., und KupenaERc, M./Brrrz, C. R.
[1983] taui, economics, and philosophy. A critical introduction, with applications to the law of torts,
Totowa). Prominente Vertreter der ökonomischen Haftungstheorie sind Guido Calabresi(vgl.  CnL-
ABRESI,G [1961]SomeThoughtsonRiskDistr ibut ionandtheLawof Torts, in:  YaleLawJournal196l ,



andere, allen voran Ono von Gierke (1841-1921){ und Anton Menger
(1841-1906)a3, dies aus sozialpolitischen Gründen verlangten oder - wie etwa
Karl Binding (184I-19ZO7g - aus Gründen einer strukturellen Abgrenzung
gegenüber dem Strafrechtas. Gesellschaftpolitisch wurde diese Hinwendung a)r
Erfolgshaftung durch zahlreiche Gegenbewegungen zum Manchesterliberalismus
getragen. Ferdinand Lassalle (1825-1864), Karl Marx (1818-1883) und Friedrich
Engels (1820-1895) entwickelten die Idee des Sozialismus und Kommunismusa6.
Eine breite, auch kirchlich abgestützteaT Arbeiterbewegungas formierte sich ent-
sprechend und stellte mit Nachdruck sozialpolitische Forderungen, vor allem die
nach einem gerechteren Schadensausgleich. Daran anknüpfend wurden wirt-
schaftspolitische Konzepte entwickelt. Zu den Protagonisten gehörten u.a. Gus-
tav Schmoller (I838-l9I71tv. Adolph Wagner (1835-1917) und Werner Sombart
(1863-1e41).

499 ff., Cnraanesr, G. [1970] The Costs of Accidents. A Legal and Economic Analysis, New Haven),
Roruaro C. Consr (vgl. Conse, R. C. [1960] The Problem of Social Cost, in: Journal of Law and Econo-
mics 1960, 1 ff.) und RrcHnno A. Posrurn (vgl. Posuen, R. A. [2001] Law and economics, Aldershot, und
Posr'ren, R. A. [1972]A Theory of Negligence,in'. Journalof LegalStudieslgT2,29 ff.;vgl. dazu Hnn-
r'rnt S./Mnncrnruo, A. 12003) Richard A. Posner. L'analyse öconomique du droit, Paris). Siehe ferner
Bnnrurs, D. W./Srour, L. A. (1992) The economic analysis of tort law, St. Paul, und Laruoes, W. M./Pos-
lren, R. A. [19871 Ihe economic structure of tortlaw, Cambridge.
GrEnxr, 0. v. (1889) Die soziale Aufgabe des Privatrechts, Berlin 1889 (nachgedruckt von E. Wolf,
Frankfurt a.M. 194&, Berlin.
MerucrR, A. (1895) Über die socialen Aufgaben der Rechtswissenschaft(2. A., 1905), Wien, auch
Mrrucen, A. (1988) Über die sozialen Aufgaben der Rechtswissenschaft in: Rechtsphilosophie oder
Bechtstheorie?, Darmstadt,94 ff.;vgl. ferner Merueen, A. (18901 Das bürgerliche Recht und die be-
sitzlosen Volksklassen. Eine Kritik des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deut-
sche Reich (3. A, 1904), Tübingen.
Brruorrue, K. (1S72) Normen und Strafgesetze. Die Normen und ihre Übertretung. Bd. t (2. A., l8g0),
Leipzig,433 ff . ,  sowie die Hinweise bei Dr FrLrce, S. (1903) Du principe de la responsabil i t6 causale
en matiöre d actes i l l ic i tes, in: ZSR 1903,690 ff . ,693 f.
Weiterführend dazu Essrn, J. 11941l' Grundlagen und Entwicklung der Gefährdungshaftung, l94l (2.
A., l969), München/Berlin, und 0eonrr, R. (19731 Untersuchungen zur Entwicklung der Gefähr-
dungshaftung im 19. Jahrhundert, Diss. München.
ln der Schweiz fanden diese ldeen breite Aufnahme, vgl. dazu z.B. Lnruc, P. ,1920l, Karl Bürkli. Ein
Pionier des schweizerischen Sozialismus,Zürich, sowie Kuu-, E. (19301 Die sozialreformerische Ar-
beiterbewegung in der Schweiz. Die rönisch-kathllische, die evangelischsoziale und die liberal-
n ati o n a I e Arb e ite rb ewe g u n g, Zürich.
Siehe dazu z.B. die viel beachtete Enzykl ika RERUM N0VARUM, die Papst Leo Xll l .  am 15.05.1891
<Über die Arbeiterfrage> erlassen hat, und weiterführend Kur-1, E. (1930) Die sozialreformerische
Arbeiterbewegung in der Schweiz. Die römisch-katholische, die evangelischsoziale und die libe-
ral-nationale Arbeiterbewegung,Zürich, und Nnutoxs, E. (1939) Die katholische Arbeiterbewegung
und der Sozialismus in den ersten Jahren des Bismarckschen Beiche, Diss. Berlin.
Weiterführend Sruorn, B./Vnrronoru, F. (1997) Sozialgeschichte und Arbeiterbewegung. Eine histo-
riogra phische Bila nz, 1 848-1 998, Zürich.
Vgl. ScHnroLLen, G. F. v. (1895) Die Gerechtigkeit in der Volkswirtschaft in: Jahrbuch für Gesetzge-
bung und Verwaltung, Leipzig, 19ft.22 f. und 34 f.
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h) Eisenhahnhaftpflicht

Die eingeforderte staatliche Sozialverantwortung fand bald ihren haftungsrecht-
lichen Niederschlag. Unter Mitwirkung von Friedrich Carl von Savigny
(1779-1861)so *u.0. in Preussen mit dem Gesetz über die Eisenbahnunterneh-
mungen vom 03.11.1838 ("Preussisches Eisenbahngesetzr) erstmals eine gesetz-
liche Gefährdungshaftung einführts1. Die preussische Gefährdungshaftung wurde
in der Folge vom deutschen Reichshaftpflichtgesetz vom 07.06.I87Is2 und weite-
ren ausländischen Eisenbahnhaftpflichtgesetzen übernommens3.

Die Schweiz blieb von dieser Entwicklung nicht ausgenommen. In Anlehnung an
das deutsche Reichshaftpflichtgesetz von 1871 hat der Bundesrat bereits drei
Jahre später einen Entrvurf unterbreitetsa. Das Bundesgesetz betreffend die Haft-
pflicht der Eisenbahnen- und Dantpfschiffunternehmttngen bei Tödtungen und
Verletzungen vom 01 .07.187555 sah in Art. 5 eine Kausalhaftung für Personenschä-
den vor, die durch Bau oder Betrieb verursacht worden waren. Ersetzt wurde die-
ser Erlass 1905 durch das noch heute seltende EGH56.

c) Fahrikhaftpflicht

Als Reaktion auf die unhaltbaren Zustände in den FabrikensT wurden im 19. Jahr-
hundert Fabrikgesetze erlassen5s. In den 1840er bis 70er Jahren verabschiedeten
s0 Ebenfalls ein Anhänger des Verschuldensprinzips, vgl. z.B. ErueLnno, l. (1993) The philosophy of tort

/aul, Aldershot, 96.
5r Siehe dazu Bauvs, T.  (1987) Dre Einführung der Gefährdungshaftung durch F. C, von Savigny, in:

ZBG-Germ.1987,2ll ff., EeEn, G. (1896) Handbuch des Preußischen Eisenbahnrechts. Bd.2,Bres-
lau, LrHunruru, G. (1869) Körperverletzungen und Tödtungen auf deutschen Eisenbahnen und die
Unzulänglichkeit des Rechtsschutzet Erlangen, und Srunirpr, B. (1938) Die Entstehung des preussi-
schen Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838, Ein Bei t rag zur preußischen Eisenbahnge-
schichte, in: Die Reichsbahn. Amtliches Nachrichtenblan der Deutschen Beichsbahn und der
Beichsautobahnen 1938, Heft 44145,7 tf.

52 Vgl. dazu Ee rn, G. (1912) Das Beichs-Haftpflicht-Gesetz betreffend die Verbindlichkeit zum Schaden-
ersatz für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien und Fabri-
ken herbeigefühften Tötungen und Körperverletzungen vom 7. Juni l87l in der Fassung des Artikels
42 des Einführungsgesetzes und unter Berücksichtigung der Eestimmungen des Bürgedichen Ge-
setzbuchs, der Reichsversicherungsordnung und des Kraftfahrzeuggesetzes. T. A., Hannover.

53 So etwa in Österreich (Gesetz vom 05.03.1869). Siehe ferner Pnnsows, A. (1893) The liabitity of rail-
way companies for negligence towards passengers, London.

54 Vgl. dazu die Botschaft vom 02.05.1874 = BBI 1874 | 889 ff.
5s AS n.F. 1 787.
56 Bundesgesetz über die Haftpfl icht der Eisenbahn- und Dampfschiftfahrtsunternehmungen und der

Post (EGH)vom 28.03.1905 (AS 1905 378; BS 2 810, in Kraft seit 01.08.1905; siehe ferner Botschaft
vom 01.03.1901 = BBI 1901 1672 f f . ) .

57 Weiterführend Gnuruen, E. (1968) Die Arbeiter in der Schweiz im 19. Jahrhundert. Soziale Lage,
0rganisation, Verhältnis zu Arbeitgeber und Staat, Bern, und Hnusen, A. (1961) Schweizerische
Wi rts c h afts- u n d S o zi a I g e s c h i c hte, Erl e n ba c h/Stuttg a rt.

58 Das älteste Fabrikgesetz wurde 1796 in England verabschiedet (weiterführend BücHEn, K. [1988]
Zur Geschichte der internationalen Fabrikgesetzgebung, Wien). Zur geschichtlichen Entwicklung
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Zürich, Glarus, St. Gallen, Bern, die beiden Basel. Schaffhausen, Aargau, Tessin
und Schwyz Schutzgesetze. In der Mehrzahl regelten diese den Schutz der Kinder
und Jugendlichen, in Glarus (1864) und der Basler Landschaft (1867) hingegen
wurden zusätzliche Bestimmungen zur Beschränkung der Höchstarbeitszeit auf
zwölf Stunden eingeführt (in Glarus 1872 durch den Elfstundentag ersetzt), die
für alle Kategorien von Arbeitnehmenden galtense. Glarus führte als erster Kan-
ton ein sechswöchiges Arbeitsverbot vor und nach der Entbindung ein und unter-
sagte ausserdem die Nachtarbeit nicht nur für Frauen, sondern auch für Männer60.

Nachdem der Bund anlässlich der Verfassungsrevision von 1'874 in Art. 34 aBV
zur Fabrikgesetzgebung als zuständig erklärt wurde, unterbreitete der Bundesrat
bereits ein Jahr darauf Entwurf und Botschaft6r zu einem Bundesgesetz betreffend
die Arbeit in den Fabriken, das am 23.03.7877 von den Räten verabschiedet
wurde62. Das erste eidgenössische Fabrikges etz war primär ein Schutzgesetz; gere-
gelt wurden die Arbeitsbedingungen63. Es verpflichtete überdies aber den Bund,
ein separates Fabrikhaftpflichtgesetz zu verabschieden. Bis zum Inkrafttreten
desselben wurde in Art. 5 eine Kausalhaftung für Betriebsunfölle in den Fabriken
vorgesehen.

siehe ferner Crnleru, L. (1972)Zur Geschichte des Arbeitsrechts in der Schweiz. Vom Mittelalter bis
zum 19. Jahrhundert,in:ZSR 11972,233ft., sowie Ber'rönn, H.-P (19771 Crise etligislation sociale.
L'exemple du l# si icle, Neuenburg.

5e Vgl .  dazu Ercxnourn,  E. (1962)Zur Geschichte der kantonalen Arbei tergesetzgebung in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts, in: ZSB 11962,491 ff., Rrpprno, W. E. (1914) La rövalution industrielle et
les origines de la protection lögale du travail en Suisse, Bern, Scntworr, V. (19521 Die Beschränkung
der Arbeitszeit durch kantonale Gesetzgebung und durch das erste eidgenössische Fabrikgesetz
von 1877, Diss. Bern, ScHneuns, L. (1946) Die soziale Entwicklung des Arbeitsrechtt Bern, ScHolreru-
BERGER, J. J. (1892) Sozialpotitische Anläufe der kantonalen Gesetzgebungen, Zürich, sowie
ScHwerNenusrn, E. (1977) Sozialgesetzgebung der Schweiz. Ein Grundriss.2. A.,Zürich,47 ff.

60 Weiterführend dazu Hoer, E. (19201 Die Entvvicklung der Fabrikgesetzgebung im Kanton Glarus,
Diss. Bern, und Lrurusrnn, H. (1983) Der Einfluss des Kantons Glarus auf das schweizerische Ar-
b e itsre c ht, D iss. Bern.

ot Vgl. BBI 1875 lV 573 ff .  und 921 ff .
62 AS n.F.3 241. Aufgehoben durch das Bundesgesetz betref fend die Arbei t  in den Fabr iken vom

18.06.1914 bzw. durch das Bundesgesetz über die Arbei t  in Industr ie,  Gewerbe und Handel (Ar-
bei tsgesetz;ArGlvom 13.03.1964 (Botschaftvom 30.09.1960 = BBI 1960l l  909;vgl .  Sovt lu,  K.  [1966]
Vom Fabrikgesetz zum Arbeitsgesetz, in Schweizerische Arbeitgeber'Zeitung 1966, 1 1 1 ff ., 133 ff.,
158 ff. und 177 ft.\.

63 Siehe dazu DALLENsncx, H. (1961], Kantone, Bund und Fabrikgesetzgebung. Die parlamentarische
Debatte und die publizistische Diskussion zu den kantonalen Fabrikgesetzen von 1853 bis 1873 und
zum ersten eidgenössischen Fabrikgesetz vom 23. März l877,Diss. Bern, DrGen, B. (1984) Comment
le Consei l f6d6ral  et  le Par lement ont accept6 une r6duct ion du temps de travai l  de 1l  heures.  La
rövision de la loi sur les fabriques de 1919, in Bevue syndicale sursse 198411,1 ff . ,  und MEnz, C.
(19231 Die Fabrikordnung nach dem schweizerischen Fabrikgesetz. Eine rechtliche und sozialpoli-
ti s c h e D a rste I I u n g, Olten.

: t l
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Ab 1880 befassten sich die Bundesbehörden intensiv einerseits mit der Einfüh-
rung eines Obligationenrechts6a und andererseits auch mit der Fabrikhaftpflicht.
Im allgemeinen Haftungsrecht wurde eine vertragliche und eine deliktische Ver-
schuldenshaftung vorgesehen6s. Für Fabrikunfälle wurde demgegenüber eine
Kausalhaftung analog der Eisenbahnhaftpflicht verabschiedet66. Das Bundesge-
setz betreffend die Ha.frp.flicht aus Fabrikbetrieb vom 25.06.188167 konkretisierte
die Kausalhaftung von Art. 5 des Fabrikgesetzes von 1877, schränkte die Haftung
aber auf 6000 Franken pro Schadenfall bzw. auf maximal den sechsfachen Jahres-
verdienst ein.

Diese Regeln erwiesen sich als ungenügend. Einerseits unterlagen andere risiko-
reiche Betriebe bzw. \/errichtungen der Verschuldenshaftung; andererseits zeig-
ten sich die Haftungsniodalitäten als ineffizient. Anlässlich der Motion Klein vom
25.03.1885 wurde eine Revision des uneinheitl ichen Haftungsrechts und zudem
die Einführung einer Arbeiterunfallversicherung nach deutschem Vorbild ver-
langt68. Der Bundesrat unterbreitete bereits 1886 Botschaft und Entwurf für eine
Ausdehnung der Kausalhaftung6e. Am26.04.1887 wurde das Bundesgesetz betref-
fend die Ausdehnung der Haftpflicht und die Ergänzung des Bundesgesetzes vom
25.06.1881 angenommen'". Es dehnte einerseits die Kausalhaftung für Fabriken
auf andere Betriebe'r aus. lockerte die Haftungslimitierung und sah die unent-
geltliche Rechtspflege für Schadenersatzprozesse vor72. Für eine Arbeiterunfall-
versicherung war die Zeit aber noch nicht reifl3; diese wurde erst 1918 einge-
führt7a.

*s N$$' Nr. i

65

66

67

68

69

70

71

Die Kompetenz auf dem Gebiet  des 0R erhiel t  der Bund 1874 mit  der Einführung von Art .64 aBV
und 1898 auch für das übr ige Ziv i l recht.
Vgl. Art. 50 ff. und Art. 110 ff. a0R. Siehe dazu Hnrruen, H. (1905) Das schweizerische 0bligationen-
recht. 2. A,Zürich,15 ff. und 37 ff.
Siehe dazu Botschaft mit Entwurf vom 26.1,| .1880 = BBI 1880 lV 541 ff .  und 584 ff .  sowie Bericht der
StR-Kommission vom 20.04.1881 = BBI 1881 l l724ft.
In Kraft seit  dem 11. Weinmonat 1881; AS n.F. 5 562.
Siehe dazu infra l l l /B/1.
Vgl. BBI 1886 l l  689 ff .  und 705 ff .
In Krafr  seir01.11.1887: AS n.F.  l0 165.
Gemäss Art.  1 Abs.2l i t .  a-d Bundesgesetz vom 26.04.1887 betreffend die Ausdehnung der Haft-
pf l icht und die Ergänzung des Bundesgesetzes vom 25,06.1881 wurde die Haftung auf das Bauge-
werbe, die Fuhrhalterei,  den Telefon- und Telegraphenleitungsbau, den Eisenbahn-, Tunnel-,  Stras-
sen-,  Brücken- sowie Wasser-  und Brunnenbau, Bergwerke, Steinbrüche und Gruben ausgedehnt.
Vgl. Somaru, C. (1895) La responsabilitö des fabricants et autres chefs d'exploitations industrielles.
D'aprös les lois f6d6rales des 25 juin l88l et 26 avril 1887, Lausanne.
Vgl. dazu Botschaft vom 07.06.1886 = BBI 1886 l l  689 ff . ,  694: Solches sol l  man <nicht auf 's Gerathe-
wohl thunr.

74 Siehe dazu intra llllBl2.
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2. Ausdehnung der Erfolgshaftung im 20. Jahrhundert

a) Allgemeines

Die Diskussion in Bezug auf eine Vereinheitlichung des allgemeinen Haftungs-
rechts und den Wechsel von der Verschuldens- zu einer allgemeinen Kausalhaf-
tung wurden um die Jahrhundertwende ansatzweise erst wieder geführt, als die
Revision des OR von 1881 bzw. die Vereinheitlichung des Zivilrechts anstandTs.
Es blieb in der Folge aber beim alten Rechtszustand; das OR von 1911 verlangt
wie dasjenige von 1881 ein widerrechtliches und schuldhaftes VerhaltenT6. Das
gegenseitige Verhältnis zwischen Widerrechtlichkeit und Verschulden ist seit je
umstrittenTT.

h) HaftungfürrechtmässigeSchadenverursachung

Eine Haftung ist nach der geltenden Ordnung an sich ausgeschlossen, wenn der
Schädiger rechtmässig gehandelt, trotzdem aber Schaden verursacht hat. Eine
Haftung für rechtmässiges Verhalten wird jedoch sowohl im Delikts- als auch im

ll lustrat iv sind die Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins von 1903. Siehe dazu dre
Beiträge von BuncxHnnor,  C. C. (1903)Die Revis ion des schweizer ischen 0bl igat ionenrechts in Hin-
sicht  auf das Schadenersatzrecht,  in:ZSR 1903,469 f f . ,  Conoev, E. (1903) Dans quel le mesure est- i l
d6sirable et  possible d '6tabl i r  des not ions concordantes dans le droi t  c iv i l  et  le droi t  penal?,  in:
ZSß1903,651 f f . ,DrFeucs,S {1903}Duprincipedelaresponsabi l i t6causaleenmatiöred'actesi l -
l ic i tes, in:ZSfr 1903,690ff. ,  und Gnrün, M. (1903)lnwieweit istdie Übereinstimmung der Begrif fe im
Civi l-  und Strafrecht wünschbar und durchführbar?. in: ZSB 1903, 587 ff .
Vgl .  Art .  4 l  Abs. 1 0R. Neu wurde Abs. 2 hinzugefügt,  der eine Haftung bei  e iner absicht l ichen und
sittenwidrigen Schädigung vorsieht.
Siehe etwa BrruöHn, H.-P. {1976a) Aussenvertragl iche Schadensersatzpfl icht ohne Verschulden? Die
Argumente der Naturrechtslehren und -kodif ikat ionen, in: ZRG RA 1976,208 ff . ,  Bossunno, E. (1999)
NeuereTendenzeninderLehrezumBegrif f  derWiderrechtl ichkeitnachArt.41 0R, Diss.Zürich,
Green, H. (1982) Berührungspunkte zwischen Widerrecht l ichkei t  und Verschulden. Gleichzei t ig ein
Beitrag zur Klärung des Begriffs der Sorgfaltspflichtverletzung in: Hundert Jahre Schweizerisches
0btigationenrecht,Freiburg i.Ü. SOZ ff., Gnreoen, T. (2002) Die unsorgfältige Unsorgfalt. Ein Beitrag
zur Abgrenzungsproblematik zwischen Vertragswidrigkeit und Verschulden, in: AJP 2002,959 ff . ,
0rrrruGen, K. (1958) Die Haftung ohne Verschulden im schweizerischen Recht in: Schweizerische
Beiträge zum fünften internationalen Kongress für Rechtsvergleichung, Brüssel/Zürich,51 ff., Pen-
nrc, W. (1959) Über den Begrif f  der Widerrechtl ichkeit,  in: SJZ1959,325 ff . ,  Ponrvnruru, W. (1997) Er-
folgsunrecht oder Verhaltensunrecht? Zugleich ein Beitrag zur Abgrenzung von Widerrechtl ich-
keit  und Verschulden im Haftpf l ichtrecht, in:5J21997,273 ff . ,  Srnnx, E. W. (1999) Gedanken zur
Widerrechtl ichkeit als Haftungsvoraussetzung bei den Gefährdungshaftungen in: Festschrif t  für
Erwin Deutsch zum 70. Geburtstag, Köln, 349 ff., Rosrnro, V. (2002) Verschulden statt Adäquanz,
oder sol l te es gar die Rechtswidrigkeit sein?, in: recht2002,145 ff . ,  Scnnrn, R./Duc, J. 1.,  et al.  {1992)
Das Verschulden im Wandel des Privatversicherungs-, Sozialversicherungs- und Haftpflicht-
rechts, Basel/Frankfurl  a.M., und Wenno, F. (1997) Die Sorgfaltspfl ichtverletzung als Haftungsgrund
nach Art.  41 0R. Plädoyer für ein modif iziertes Verständnis von Widerrechtl ichkeit und Verschul-
den in der Haftpflicht, in: ZSB I 1997, 343 ff.
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Staatshaftungsrecht vorgesehen. So haften die Betreiber bzw.Inhaber von techni-
schen AnlagenT8 bzw. FahrzeugenTe, die Eigentümer besonderer Gegenstände
(Immobilien80, Tierest; oder die Hersteller von Warens2 für Schäden, obwohl der
fragliche Betrieb oder die Ausübung des Eigentumsrechts an sich zulässig sind83.

Die KantonsverfassungenNr bzw. die kantonalen Staatshaftungsgesetze8s sehen
mitunter eine Haftune für eine rechtmässige Schädigung vor86. Vorgesehen wird
dabci ( in dcr Rcgcl)cinc Ril l igkeitshaftungsl. EinTeil  der Lehre leitet ferner aus

78 Vgl .  dazu z.B. Art .27 Bundesgesetz betref fend die elektr ischen Schwach- und Starkstromanlagen
{Elektr iz i tätsgesetz,  EleG)vom 24 06 1902, Art .33 Bundesgesetz über Rohr le i tungsanlagen zur Be-
förderung f lüssiger oder gasförmiger Brenn- oder Treibstoffe (Rohrleitungsgesetz, RLG) vom
04.10.1963, Art .3 Kernenergiehaftpf [chtgesetz (KHG)vom 18.03.1983 und Art .39 Strahlenschutzge-
setz (SISGl vom 22.03.1991.

7s Vgl. dazu Art.  1 Bundesgesetz über dre Haftpf l ichtder Eisenbahn- und Dampfschiff iahrtsunterneh-
mungen und der Schweizer ischen Post (EHG)vom 28.03.1905, Art .64 Bundesgesetz über die Luft-
fahrt (Luftfahrtgesetz, LFG) vom 21.12.1948, Art.  15 Bundesgesetz über die Trol leybusunternehmun-
gen vom 29.03.1950, Art .58 Strassenverkehrsgesetz (SVG) vom 19.12.1958, sowie Art .48 f f .
Bundesgesetz über die Seeschif l f  ahrt unter der Schweizer Flagge (Seeschiff fahrtsgesetz) vom
23.09.1953 und lnternationales Übereinkommen über die zivi lrechtl iche Haftunq für Ölverschmut-
zungsschäden (mit  Anlage) vom 29.1 1.1969.

80 Vgl. Art.  58 0R.
81 Vgl. Art.  56 f.  0R.
82 Vgl. dazu Art.  1 Bundesgesetz über die Produktehaftpf l icht (Produktehaftpf l ichtgesetz, PrHGlvom

18.06.1993 und Art.27 Bundesgesetz über explosionsgefährl iche Stoffe (Sprengstoffgesetz,
SprstG) vom 25.03.1977.

83 Dass an sich rechtmässige Tätigkeiten, die Schaden verursachen, zu einer verschuldensunab-
hängigen Haftung für widerrechtl iches Verhalten führen, ist -  vor dem Hintergrund der Haftungs-
theorie von Art.  41 Abs. 1 0R - ein haftungsrechtl iches Paradoxon (vgl.  zur Widerrechtl ich-
keitsproblematik der Kausalhaftung Srnnr, E. W. [1999] Gedanken zur Widerrechtl ichkeit als
Haftungsvoraussetzung bei den Gefährdungshaftungen in: Festschrift für Erwin Deutsch zum
70. Geburtstag. Köln, 349 ff.),

84 Vgl. 5 75 Abs. 2 Verfassung des Kantons Aargau vom 25.06.1980, Art.  70 Abs. 2 Verfassung des Kan-
tons Appenzell  Ausserrhoden vom 30.04.1995, 5 13 Abs. 2 Verfassung des Kantons Basel-Land-
schaft vom 17.05.1984 und Art.  54 Abs. 2 Verfassung des Kantons Unterwalden ob dem Wald vom
r 9.05.r 968.

85 Vgl .  z.B. 5E 12 f .  Gesetz über die Haftung des Staates und der Gemeinden sowie ihrer Behörden und
Beamten (H aftun gsgesetz) vom 1 4.09.1 969 { Kanton Zürich).

86 lm Staatshaftungsrecht des Bundes setzt die Kausalhaftung ein widerrechtl iches Verhalten vor-
aus (vgl.  Art.  3 Abs. 1 Bundesgesetz über die Verannruort l ichkeit des Bundes sowie seiner Behör-
demitg lieder u nd B ea mten [Vera ntwortlic h keits gesetz] vom 1 4.03. 1 958).

87 Der Staat sol l  für eine rechtmässige Schadenszufügung haften, sofern Einzelne schwer betroffen
sind und ihnen nicht zugemutet werden kann, den Schaden zu tragen. Die Bi l l igkeitshaftung be-
zweckt die Resitut ion von Schäden, die als Folge rechtmässiger Eingri f fe in absolute Rechtsgüter
Unbetei l igter, d.h. von Personen, die wederVerhaltens- noch Zustandsstörer sind, entstehen. Eine
Bil l igkeitshaftung darf al lerdings nicht dazu führen, dass Unternehmungen ihre durch Naturereig-
nisse verursachten Umsatzeinbussen oder Ertragsausfäl le durch Mittel der öffentl ichen Hand
ausgleichen können (vgl.  etwa Urtei l  VerwGer BE vom 23.05.2000 i .S.Bielersee-Schiff fahrts-Gesell-
schaft IVGE 20882] = BVR 2000,537 E.6).
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dem verfassungsmässigen Gleichbehandlungsgebot Entschädigungsansprüche
für rechtskonformes staatliches Handeln ab88.

c) HaftungfürschuldloseSchadenverursachung

Die Verschuldenshaftung setzt Urteilsfähigkeit voraus. Wer u'eder erkenntis-
noch willensfähig ist, dem kann kein Vorwurf gemacht werden. \\ cnn er vorsätz-
lich Schaden zufügtEe. Der Gesetzgeber sieht gleichwohl eine Billigkeitshaftung
für urteilsunfähige Schädiger voreO. Diese Haftung setzt ein iiberv'iegertdes Haf-
tungsinteresse des Geschödigten voraus und stellt insoweit - inr Gcsensatz zur
ausgleichsmotivierten Verschuldenshaftung - eine Kontretisicrung der Verteilge-
rechtigkeit dar: Der nicht schuldfähige Schädiger soll haftcn. rici l der Geschä-
digte ein überwiegendes Haftungsinteresse hatel.

Die geltende Doktrin ordnet die Fahrlässigkeit ebenfalls beinr Vcrschulden als
einer haftungsbegründenden Voraussetzung eine2. Verstanden n ircl dic Fahrlässig-
keit sowohl im Straf- als auch im Haftpflichtrecht als eine ptlit-lt.'. tdrise (Jnvor-
sichtigkeite3. Der Schädiger wollte weder Schaden zufügen noch nahm er ihn in
Kauf, doch hätte er ihn vermeiden können,wenn er entuedcr;rndcrs eehandelt
hätte, als er gehandelt hat, oder nicht untätig geblieben uärc unri .o gehandelt

Vgl. z.B. GuEruc, U. (1967) Die allgemeine rechtsstaatliche Entschädigungsor, cni. Drss. St. Gallen,
insbesondere 8 ff .  und 236ft. ,  FnrruoR, M. (1987) Staatl iche Haftung für recntnässig verursachten
Schaden, Diss.  Zür ich,  129ff  . ,  insbesondere144ff . ,  sowie den Überbl ick ber \V. : . . -D-.- :a,  B.  (1989)
Zur Entschädigungspfl icht des Staates für rechtmässige Akte in. FS 1no Kaur' .ann. Bern/Stutt-
gart ,339 f f  . ,342 f .  In BGE 118 lb 241 E. 5e wurde vom Bundesger icht  of fengerasser.  ob .a l lenfal ls
aus Art .4 BV Irecte:  ar t . I  BV] in krassen Fäl len ein direkter Anspruch auf Entscnac,g. lng abzulei-
ten wärel .  Siehe ferner auch BGE 105|a127 E.2b (kein Anspruch gestützt  auf  At 8 Aos. I  8V auf
angemessene Parteientschädigung desjenigen, dessen Rechtsmit te l  in erner Si 'a 'sache vol lum-
fängl ich odertei lweise gutgeheissen wird)und Urtei l  BGervom 30.5. '1995 {2P67 1995, = ZBI 1996,91
E.4 (keine Haftung gestützt  auf  Art .8 Abs. 1 BV bei  e inem rechtmässigen Subvenl  ors, ,vrderruf) .
Vgl. Art.  l6 ZGB. lm römischen Recht haftete der Urtei lsunfähige nrcht (vgl.  stat ' t  v,eie'  H.rusNrqNrN-
ern, H. [1 996i D as Schadenersatzre cht der lex Aquilia. 5. A.,Wien, 28 t.l.
Vgl .  Art .54 0R. Siehe dazu ferner Guinand, J.  (1982)La responsabi l i t6 des personnes rncapables de
discernementin: HundertJahre Schweizerisches }bligationenrecht,Freiburg r.U 397 ff
Das Bundesger icht  stel l t  bei  der Beurtei lung der Bi l l igkei t  n icht  nur auf das Schadenausgleich-
interesse des Geschädigten, sondern auch auf das Schadenbefreiungsinteresse des Schädrgers ab.
Der Umstand, dass die geschädigte Parteiwohlhabend ist  und die schädigende Parter in beschei-
denen f inanziel len Verhäl tn issen lebt ,  erachten die Bundesr ichter als nicht  re levant.  Ebensowenig
darf  d ie Bi l l igkei tshaftung einen pönalen Zweck verfolgen und ist  insbesondere dann nrcht ge-
rechtfert igt,  wenn die Gefahr besteht, dass der Schädiger durch die Ersatzpfl icht in eine Notlage
geraten könnte oder auf lange Zei t  h inaus auf das Existenzminimum gesetzt  wäre.  Für eine Bi l l ig-
kei tshaftung spr icht  dagegen der Umstand, dass der Schaden für den Geschädigten eine grosse
B e I a stu n g d a rste I lt (vg l. B G E 122 lll 262 E. 2al aal.
Siehe dazu Drurscu, E. (1989) Der Begrif f  der Fahrlässigkeit im 0bl igationenrecht in: Festschrif t für
Max Keller zum 65. Geburtstag, Zürich, 105 ff., und Onrrvorn, K./Srnnr, E. W. (1995) Schweizerisches
Haftpflichtrecht. Bd. l: Allgemeiner Teil. 5. A.,Zürich,202ft.
Vgl. Art.  l8 Abs. 3 StGB.
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hätte, wie er hätte handeln müssen. Der Vorwurl pflichtwidrig gehandelt bzw. un-
tätig geblieben zu sein, hat primär mit dem Verhalten und nichts mit der persön-
lichen Einstellung zu tun. Wusste nämlich der Schädiger, dass er durch pflichtwid-
riges Verhalten Schaden zufügt und wollte er diesen auch bewirken, handelte er
vorsätzlich. In diesem Fall spielt die Frage, ob das Verhalten pflichtwidrig war
oder nicht. keine Rolle. Er ist verantwortlich, weil er grundlos schädigen wollte.

Die Fahrlässigkeit hat solchermassen nichts mit dem Verschulden. sondern mit
einem sozialunverträglichen Verhslten zu tunea. Dieses kann die Gesellschaft aus
Gründen der gerechten Schadenverteilung nicht dulden. Eine verschuldensunab-
hängige Verantwortlichkeit des Schädigers soll dann bestehen, wenn der Geschä-
digte nachweist, dass sich jener nicht nach iiblichenVerhaltensrichtlinien verhalten
hat. Dieser Verantwort l ichkeitsmasstab ist zu demjenigen des Verschuldens kom-
plementär. Die Fahrlässigkeitshaftung ist insoweit eine Erfolgshaftung.ftir sozial-
inadöquates Verhalten, das kein Verschulden voraussetztes.

Die Fahrlässigkeitshaftung und die - zumindest bei absoluten Rechtsgütern - er-
folgsorientierte Widerrechtlichkeitstheoriee6 haben neben der im 20. Jahrhundert
zunehmend ausgebauten KausalhaftungeT je länger je mehr die Verschuldenshaf-
tung zurückgedrängt und zu einer Quasi-Erfolgshaftung werden lassenes: Der

s4 Vgl .  dazu Groen, H. (1982)Berührungspunkte zwischen Widerrecht l ichkei t  und Verschulden. Gleich-
zeit ig ein Beitrag zur Klärung des Begrif fs der Sorgfaltspfl ichwerletzung in: Hundert Jahre
Schweizerisches 0bligationenrecht, Freiburg i.Ü. 362 ff.

e5 1988 setzte das Eidgenössische Just iz-  und Pol izeidepaftement eine Studienkommission für die
Gesamtrevis ion des Haftpf l ichtrechts ein.  Sie gab 1991 ihren Ber ichtab,wo sie in l02Thesen aus-
führl iche Vorschläge zur Ausgestaltung des neuen Haftpf l ichtrechts unterbreitete. Das Bundes-
amtfür Justiz beauftragte 1992 Prof. Pierre Widmer und Prof. Pierre Wessner mit der Ausarbeitung
eines Vorentwurfs zum Allgemeinen Tei l  des Haftpf l ichtrechts im 0R und mit der Anpassung der
haftpf l ichtrechtl ichen Spezialgesetze an diesen Allgemeinen Tei l .  Die Experten l ieferten 1999 Vor-
entwurf und Bericht ab (vgl. WrouEn, P.Messrurn, P. [2000] Revision und Vereinheitlichung des Haft-
pflichtrechts. Erläuternder Bericht, Bern). Das Bundesgesetz über die Revision und Vereinheit-
lichung des Haftpflichtrechts (Haftpflichtgesetz) (Entwurf WronEnMessruEn) ordnet zwar die
Fahrlässigkeitshaftung nach wie vor der Verschuldenshaftung zu (vgl.  Art.  41 und Art.  48 ff ,  insbe-
sondere Art.  48a), ergänzt die Verschuldenshaftung aber mit einer (komplementären) Gefähr-
dungshaftung {vgl.  An. 50). Siehe dazu Trncren, P. (1997)Assurance et responsabil i t6 civi le. A pro-
pos de I 'avant-projet de r6forme du droit  de la responsabil i t6 civi le, in: SVZ 1997, 158 ff .

e6 Nach der sowohl im privaten Haftungsrecht als auch im Staatshaftungsrecht geltenden objektiven
Widerrechtl ichkeitstheorie ergibt sich die Widerrechtl ichkeit daraus, dass entweder ein absolutes
Recht des Geschädigten beeinträchtigt wird, ohne dass ein Rechtfert igungsgrund vorl iegt (Erfolgs-
unrecht), oder eine reine Vermögensschädigung durch Verstoss gegen eine Norm bewirkt wird,
die nach ihrem Zweck vor derartrgen Schäden schützen sol l  (Handlungsunrecht)  (vgl .  BGE 115 l l  15
E.3 [grundlegend] und 123 l l  577 E.4] .

s7 Vgl. dazu die Hinweise supra FN 78 und 79 sowie Ornrueen, K. (1958)Die Haftung ohne Verschulden
im schweizerischen Recht in: Schweizerische Beiträge zum fünften internationalen Kongress für
ße c htsverg lei c h u n g, B rüssel/Züri ch, 51 ff.

e8 Vgl. für die Arzthaftung etwa Gnrrrxen, M. (200l lKausalhaftung für medizinische Behandlungen -
Reali tät oder Zukunftsmusik?, in:AJP 2001,645 ff .
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Schödiger ist verantwortlich, weil er den Schaden verursacht und der Geschädigte
ein äberwie gendes Restittttionsinteresse hat. lm Zusammenspiel mit der obligatori-
schen Versicherungspflichtee bzw. Staatshaftung und dem hohen Verbreitungsgrad
von Haftpflichtversicherungenrtto ls1 sich die Verschuldenshaftung strukturell
nicht nur zu einer Erfolgshaftung, sondern zu einer Quasi-Schadenversicherung
entwickelttot' Nicht der ersatzpflichtige Schödiger zahlt, sondent seine Versiche-
fttngtoz.

i lt. Versicherungssystem

A. Privatversicherung
Mit dem Abschluss einer Personen-, Sach- oder Verntögensver.sit'ltt,rurtq können
zukünft ige wirtschaft l iche Nachtei le Einzelner sozial isiert ucrdcn. Dcr Schaden,
egal, ob für dessen Eintr i t t  ein Mensch oder ein anderes Ereisni:  (Zufal l .  höhere
Gewalt,  Naturereignis etc.) verantwort l ich ist,  trägt nicht mehr dcr Geschädigte,
sondern die Versichertengemeinschaft.  Private Versicherungss\ slc nrc unterl iegen
dabei dem Diktat von Angebot und Nachfrage. Sie werden abscschlossen. wenn
die für das zu versichernde Risiko geschuldete Prämie auf so r iclc Pcrsonen ver-
tei l t  werden kann. dass sie für den Einzelnen bezahlbar ist und t ikonomisch Sinn
macht.

Ein Versicherungsobl igator ium besteht beiden Sozialversicherungen (vgl .  dazu Art .  111 f f .  BV)und
beider Motorfahrzeug- (vgl .  Art .58f f .  SVG und Art .16 Bundesgesetz über die Trol leybusunterneh-
mungen vom 29.03.1950), Lufffahrzeug- (vgl.  Art.70ff.  LFG), Kernenergie- (vgl.  Art.  12 ff .  KHG) und
Rohrleitungshaftpf l icht (vgl.  Ar1.35 ff .  RLG) sowie Anwaltshaftpf l icht (vgl.  Art.  l2lrt  f  Bundesge-
setz über die Freizügigkeit der Anwält innen und Anwälte [Anwaltsgesetz, BGFA] vom 23.06.2000),
Der Geschädigte hat gegenüber dem Haftpf l ichtversicherer des Schädigers -  mrt  wenigen Aus-
nahmen (vgl .  z.B. Art .65 SVG)- kein direktes Forderungsrecht;  ihm steht aber ein gesetzl iches
Pfandrecht zu (vgl.  Art.  60 VVG).
Zum Zusammenspiel  zwischen Haftung und Versicherung, insbesondere dem damit  e inhergegan-
genen Perspekt ivenwandel,  s iehe etwa Orrrruern,  K.  (1943)Dersoziale Gedanke im Schadenersatz-
recht und in der Haftpf l ichtversicherung, in: SJZ 1943,545 ff .  und 561 ff . ,  sowie 0nrr.reen, K. (19701
Haftpf l icht ,  Versicherung und soziale Sol idar i tät  bei  der Wiedergutmachung von Schäden im
schweizerischen Recht in: Recueil de travaux suisses prösentös au Vlll' Congrös international de
droit compari Basel, 109 ff., ebenfalls Janrruon K. (1941l' Der soziale Gedanke in der Haftpflicht-
Versicherung, Jena.
Keine bzw. eine reduzierte Versicherungsdeckung besteht bei vorsätzl icher oder grobfahrlässiger
Herbeiführung (vgl.  Art.  14 Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag [VVG] vom 02.04.1908).

r00

101

Hardy Landolt
82



r05

Ansätze zu privaten Versicherungssvstemen reichen weit zurück'03. Aus der Antike
sind Vorläufer der Sachversicherung, insbesondere das Seedarlehen (foenus nau-
tictts), überliefert. aus der sich die Seeversicherung entwickelter0l. Ebenso bestan-
den seit alters private Sicherungssysteme für die Versorgung von Frauen bzw. Wit-
wen und Waisenl05. Diese Personenversicherungen wurde seit  dem Mittelalter
ergänzt durch landesherrliche Rentenversicherungen und berufsständische Vor-
sorgewerker(h. Einen eigentl ichen Boom hat die Privatversicherung, insbesondere
die Haftpt l ichtversicheruns. im 19. Jahrhundert erlebtr0T; viele der heute tät igen
Versicherungen nurden damals gegründet1Ott. Der Bund führte bereits 1875 die
Versicherungsaufsicht ein und erl iess 1908 das heute noch geltende Versiche-
rungsvertragsgcsetz " .

103 Weiterführend und Zronvrrz, C. v. (2000) Die rechtsgeschichtliche Entwicklung der Versicherung,
Diss.  St .  Gal len.
Der por lugiesische König Fernando (1367-1383) führte die erste Zwangsseeversicherung ein.  -
Siehe dazu ferner ScHoprrn, G. (,l976) Sozialer Schutz im 16.-18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Ge-
schichte der Personenversicherung und der landwirtschaftlichen Versicherung, Diss. Graz,89 ff.
Siehe dazu infra lV/A und Bnaur.r, H. (1925) Geschichte der Lebensversicherung und der Lebens-
versicherungstechnik, Nürnberg, Bnnuru, H. (1937) Urkunden und Materialien zur Geschichte der
Lebensversicherung und der Lebensversicherungstechnik,Berlin, und Soröpren, G. (1976) Sozialer
Schutz im 16.-18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte der Personenversicherung und der
landwirtschaftlichen Versicherung, Diss. Graz, 93 ff. (inbesondere zur sog. Aussteuerversiche-
rung).
Vgl. FnenrcH, J. (1996) Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Bd. l: Von der vor-
industriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Beiches. 2. A., München, 6 ff., ScHewr, D. (2000) 6e-
schichte der sozialen und privaten Versicherung im Mittelalter in den Gilden Europas, Berlin, und
ScHöprrn, G. {1976) Sozialer Schutz im 16.-18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte der Perso-
nenversicherung und der landwirtschaftlichen Versicherung, Diss. Graz, 58 ff. und 93 ff.
Siehe dazu HeRzreroen, E. (1914) Haftpflichtversicherung, Berlin, Hrgsrnruo, P. (1900) Grundzüge der
Privaten Unfallversicherung mit Berücksichtigung der Haftpflichtversicherung, Stuttgart, 0eennoL-
zen, H.-M. (19921 Zur Bechts- und Gründungsgeschichte der Privatversicherung, insbesondere in
der Schweiz, Diss. Freiburg i. Ü., und Ze*r, R. (1913) Die Entwicktung der Haftpftichtversicherung in
Deutsc hland, Diss. Gött ingen.
Vgf . dazu Bnsmn TnaruspoRr uNo ALan Au-esurrrur ',1963l' 100 Jahre Basler. Geschäftsberichte über das
Jahr 1963. Basler Transport-Versicherungs-Gesellschaft und Alba Allgemeine Versicherungs-Ge-
sellschaft, Basel, Erserunrruo, M. E. (1998) Skizzen aus 125 Jahren Geschichte der Schweizerischen
Rückversicherungs-Gesellschaft in Zürich,Zürich Jurvc, J. i.20001 Die Winterthur. Eine Versiche-
rungsgeschichte,Zürich, Jur're , J./Booe NMANN, F (2000) Die Winterthur 1875-2000. Festgabe zum I l.
Juli 2000, Zürich, Könrurn, M. (1987) Banken und Versicherungen im Kanton Luzern vom ausgehen-
den Ancien Rögime bis zum Ersten Weltkrieg. Strukturen, Wachstum, Konjunkture& Luzern/Stutt-
gart, 0ernuouEn, H.-M. (19921 Zur Rechts- und Gründungsgeschichte der Privatversicherung, ins-
besondere in der Schweiz, Diss. Freiburg i. Ü., Pnrnra (1978) Panorama eines Jahrhunderts
Lebensversicherung, Basel, Wnr.rorL, E. (1998) Banken und Versicherungen im 19. und 20. Jahrhun-
deft München, Vrm LEseNlsvrnsrcHrnuruos-ATTTeTGESELLScHAFT (19481 25 Jahre Vita. 1922-1947, Zürich,
Wnnrurn, G. A. (1964) 100 Jahre Basler, Easef sowie WrourR, C. (1986) 125 Jahre Helvetia Feuer
St.Gallen. Ausschnitte und Eetrachtungen, St. Gallen.
Vgl. Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)vom 02.04.1908. ZurZeit ist eine Tei lrevi-
sion des VVG hängig (vgl.  dazu Botschaft vom 09.05.2003 = BBI 2003 3789 ff .) .
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B. Sozialversicherung

1. Al lgemeines

Seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert wurde das Haftungs-, (private) Versi-
cherungs- und (staatliche) FürsorgesyStemrto durch Sozialversicherungen ergänzt
und in weiten Bereichen abgelöst. Der deutsche Reichskanzler Otto von Bis-
marck (1815-1898)ttt nu, - nicht zuletzt aus polit ischem Kalkülrrr - das auch
nachträglich in der Schweiz übernommene staatliche Sozialversicherungsmodell
begründetl13. Die Bismarck-orientierten Systeme sind nach dem Prinzip der Ein-

1ro Siehe dazu infra lV/A.
111 Otto Eduard Leopold,  Graf  von Bismarck-Schönhausen. Bismarck wurde am 14.07.1867 Bundes-

kanzler und Aussenminister.
112 Das von 0tto von Bismarck nach den Attentaten auf Kaiser Wilhelm l. durchgesetzte Ausnahme-

gesetz vom 21.10.1878 (sog. Sozial istengesetzlwar gegen die rrgemeingefähr l ichen Bestrebungenl
der deutschen Sozialdemokrat ie ger ichtet .  Es ermächt igte die Pol izei  zur Auf lösung al ler  sozialde-
mokrat ischen, sozial ist ischen und kommunist ischen Vereine, zur Ausweisung von Propagandisten
und zur Beschlagnahmung ihrer Schrif ten. Um den Unmut über die Sozial istengesetze bzw. die
sozialpol i t ischen Forderungen der Arbei terbewegung einzudämmen, wurden 1883 das Kranken-
versicherungs- und 1884 das Unfal lversicherungsgesetz verabschiedet.  1889 folgte das Gesetz zur
Al ters-  und lnval id i tätssicherung. Diese dreiSozialversicherungen wurden durch die Reichsversi-
cherungsordnung (RVO) von 191 1 zusammengefasst  und harmonisief t .  Die Sozialversicherungs-
gesetzgebung basierte dabei  im Wesent l ichen auf der Kaiser l ichen Botschaft  vom 17.11.188i ,  mit
der Bismarck das sozialpol i t ische Programm, mithin das nachmal ige Sozialversicherungsmodel l
Deutschlands, entwickelt hat. Weiterführend dazu Aiaen, J. (1982) Vom Armenhaus zum Wohl-
fahrtsstaat. Analysen zur Entwicklung der Sozialversicherung in Westeuropa, FrankfurVNew York,
ErcsrruHorrn, E. (2000) Bismarck, die Sozialversicherung und deren Zukunft, Berlin, KL*rs, F. (1981)
Geschichte der sozialen Versicherung in Deutschlan4 Bonn/Berlin, KöHr-En, P. A./Zncxen, H. F. (1981)
Ein Jahrhundert Sozialversicherung in der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Grossbritan-
nien, Österreich und der Schweiz. Schriftenreihe für internationales und vergleichendes Sozial-
recht. Bd.4 Berlin, Nnurors, E. (1939) Die katholische Arbeiterbewegung und der Sozialismus in
den ersten Jahren des Bismarckschen Reiche, Diss. Berlin, Mouuser,i, W. (1966) ]tto von Bis-
marck, Reinbeck, insbes. 172f'f ., RoruEn, K. (1994) Die Reichsversicherungsordnung 1911. Das Rin-
gen um die letzte grosse Arbeiterversicherungsgesetzgebung des Kaiserreichs unter besonderer
Berücksichtigung der Rolle der Sozialdemokratie, Aachen, ScuoLz, R. (1939) Der Wandel in der So-
zialpolitik von Bismarck bis zur Gegenwart, Würzburg-Aumühle, Srou-e rs, M. (2003) Geschichte des
Sozialrechts. Ein Grundn'ss, Stuttgart, Trr'nrsruor, F. (2000) Vorläufer der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Die Sicherung gewerbl icher Arbei ter  gegen Al ter  und Inval id i tät .  Anstösse, In i t iat iven
und Widerstände im Regierungslager und im Par lament zwischen dem Gründungsjahr der pol i t i -
schen Arbeiterbewegung (1863) und der Kaiserl ichen Sozialbotschaft (18811in: Geschichte und
Gegenwart der Rentenversicherung in Deutschland,Berlin,3l ff., VooEl, W. (1951l' Bismarcks Ar-
beiterversicherung. lhre Entstehung im Kräftespielder Zeit, Braunscheig, und Wrne, K. (1980) Bis-
marcks Sozialversicherungen und die Entwicklung eines marxistischen Reformverständnisses in
d e r d e uts c h e n S ozi a I d emokratie, Köln.

r13 Siehe z.B. Mnunen, A. (1981) Geschichte des schweizer ischen Sozialversicherungsrechts in:
Schilftenreihe für internationales und vergleichendes Sozialrecht. Bd.6c, Berlin,731ft.,775tl.Die
Mot ion Klein vom 25.03.1885 ver langte vom Bundesrat  e ine Revis ion des uneinhei t l ichen Haftungs-
rechts nach dem Vorbi ld der deutschen Arbeiterunfal lversicherung (siehe dazu Botschaft vom
07.06.1886 = BBI 1886 l l  689 und 705 sowie bereits supra l l /C/l)).
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zelversicherung organisiert. Soziale Risiken werden durch verschiedene Sozial-
versicherungszweige erfasst. Die Beveridge-orientierten Systeme sind demgegen-
über universeller Artr14. Sie decken die Bevölkerung in umfassender Weise vor
den wirtschaftlichen Folgen sozialer Risiken. Letztere Systeme wurden einerseits
von Staaten des angelsächsischen Rechtskreises übernommen. prägen anderer-
seits die skandinavischen Wohlfahrtsstaatenrrs.

Im Gegensatz zu den privaten Systemen ist eine Sozialversicherung unfreiwillig.
Eine bestimmte Bevölkerungsgruppe oder die Bevölkerung schlechlft lnl t6 v7s1-
den von Gesetzes \\ 'egen gegen bestimmte Risiken, die besonders gravierende
wirtschaft l iche Folgen habenrrT. versichert,  wobei die Finanzierung nicht (aus-
schl iessl ich) über r isikogerechte Prämien erfolgt und die Leistungen bedarfsun-
abhängig gewährt *crden. Die im Umlage- oder Kapitaldeckungsver.fahrenlls
organisierten Sozialversicherunqen werden durch Direktzahlungen der Versi-
cherten, Lohnbeiträge von Arbeitnehmern und -gebern, Steuern und Vermögens-
erträge f inanziert.

2. Schweizerische Entwicklung

Sowohl der Bundesvertrag von 1815 als auch die Bundesverfassung von 1848
kannten keine sozialrechtl ichen Kompetenzen des Bundesrre. Diese lvurden erst

r14 Sir  Wi l l iam Bever idge (1879-1963)verfasste 1942 den Bever idge Report  (<Social  Insurance and Al-
l ied Services.  Report  by Sir  Wi l l iam Bever idge. Presented to Par l iament by Command of  His Maje-
sty.  November 1942 [HMS0; CMND 6404]r) ,  der Grundlage für das br i t ische Sozialversicherungs-
system wurde. Siehe dazu Bnrowrr'r, S./Fnrrrrue Hnrv, J. (1994) Socialsecurity and socialchange. New
challenges to the Beveridge model, New York/London, Brvrnrooe, W. H. (19431 Der Beveridge-Plan.
Sozialversicherung und verwandte Leistungen, Zürich, Denxrru, N. (2000) 0rigins of the welfare
sfafe, London/New York, Geoneg, V. (1968) Social security. Beveridge and aften London/New York,
Hrr-rs, J. (19941 Beveridge and social security. An international retrospective,Oxford, Hrruruocr, P.
(2000) Die Anfänge von staat l icher Al ters-  und Inval id i tätsversicherung. Ein deutsch-engl ischer
Vergleich in: Geschichte und Gegenwart der Rentenversicherung in Deutschland, Berlin,231 f'f .,
Rnvrurs, H. E. (1976) Socialsecurity in Britain. A history,Westport, sowie Rrnrn, G. A. (1983) Sozial-
versicherung in Deutschland und England. Entstehung und Grundzüge im Vergleich, München.

115 Siehe zur Ennruicklung in den USA, insbesondere derVerabschiedung des SocialSecur i tyActvon
1935 Ercnrrvnoren, E. (1990) Recht der sozialen Sicherheit in den USA, Baden-Baden, 53 ff.

116 Vgl. dazu Art.  111 ff .  BV.
1r7 Das Übereinkommen Nr.  102 über die Mindestnormen der Sozialen Sicherhei t  (mit  Anhanglvom

28.06.1952 ( für  d ie Schweiz in Kraf t  sei t  dem 18.10.1978;AS 1978 1626) s ieht fo lgende Leistungen
vor, die von den Mitgl iedstaaten im Rahmen von Art.  2 in ihren sozialen Sicherungssystemen vor-
gesehen werden müssen: Arzt l iche Betreuung, Krankengeld,  Leistungen bei  Arbei ts losigkei t ,  Leis-
tungen bei  Al ter ,  Leistungen bei  Arbei tsunfäl len und Berufskrankhei ten, Famil ienleistungen, Leis-
tungen bei Mutterschaft,  Leistungen bei Inval idität und Leistungen an Hinterbl iebene.

rrs Vgl. dazu Mörure, E (1992) Zur Frage des Umlage- und des Kapitaldeckungsverfahrens in der
schweizerischen Altersvorslrge. Die Eignung von Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren zur Be-
wältigung der Probleme der schweizerischen Alterssicherung, Diss. Freiburg i.Ü.

11s Die erste sozialgesetzgeberische Zuständigkeit des Bundes war Art.  34 aBV {Fabrikgesetzgebung;
vgl .  supra l l lCl l lc l .
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mit der Bundesverfassung von 1874 schrittweise eingefü11112tt. Bereits 1890 ge-
nehmigte der Souverän Art. 34b" aBV der den Bund im Bereich der Kranken-
und Unfallversicherung fiJ'r zuständig erklärte und beauftragte, entsprechende
Versicherungsgesetze zu erlassen12l. 1925 wurde At,. 34ouuter sl,\,/ gutgeheissen,
der die Zuständigkeit des Bundes in Bezug auf die Regelung einer Alters-, Hinter-
lassenen- und Invalidenversicherung erweiterte. Das heute noch gültige <Drei-
Säulen-System> wurde schliesslich I912 eingeführt. Die Umsetzung dieser Verfas-
sungsvorgaben erfolgte teilweise erst nach langwierigen Vorbereitungsarbeiten
und Niederlagen anlässlich von Volksabstimmungen. Als erste Sozialversicherung
trat 1902 die Militarversicherungl22, I9I4119I8 die Kranken- und Unfallversiche-
rungr23 sowie 19481\960 die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherungl24
in l(13f1tzs.

Vereizel t  kannten die Kantone Sozialversicherungen und Versicherungsobl igator ien,  vgl .  z.B. Ee -
GENBERGEB, H. (1932) Die Geschichte der Brandversicherungsanstalt des Kantons St. Gallen
1807-1932. Mit Beiträgen über die Mobiliar-Versicherung und über das Feuerpolizei- und Feuer-
löschwesen, St. Gallen, und Hooel, C. (1965) Die Anfänge der Krankenversicherung in Baselwäh-
rend des 19. Jahrhunderts und ihre geschichtlichen Voraussetzungen, Basel.
Siehe dazu Herrusen, F. (1976) Die Entstehung des Verfassungsarlikels Jltis. fin Beitrag zur Ge-
schichte der Sozialversicherung in der Schweri Diss. Zürich.
Nachdem die <Lex Forrer> 1900 vom Volk abgelehnt wurde, beantragte der Bundesrat  d ie separate
Verabschiedung der unbestr i t ten gebliebenen MVG-Vorlage. Das MVG vom 28.06.1901 wird vom
Parlament verabschiedet und tr i t t  a ls erste Sozialversicherung der Schweiz am 01.01.1902 in Kraf t
(vgl .dazuBBl1900l l l367undASn.F. '18803,849und940).SiehedazuBnssrooon,J.(1976) TSJahre
Militärversicherung (1901-1976). MV-Schriftenreihe Nr. l,Bern,InrvrEn, W. A. (1921l Die Entwick-
lung der schweizerischen Militärinvaliden- und Militärhinterbliebenenfürsorge, mit besonderer
Berücksichtigung der derzeitigen allgemeinen Soldatenfürsorge, Diss. Bern, und Kaurunruru, C.
(1900) Die Grundzüge der schweizerischen Kranken- und Unfallversicherung mit Einschluss der
Militärversicherung. Nach den Bundesgesetz vom 5. 0ktober 1899 zusammengestellt, Bern.
Siehe dazu Enrur, T. (1980) Die Entwicklung des schweizerischen Kranken- und Unfallversiche-
rungswesens. Dargestellt anhand der Schaffung und Entwicktung des KUVG, Freiburg i.Ü., HooeL,
C. (1965) Die Anfänge der Krankenversicherung in Baselwährend des 19. Jahrhunderts und ihre
geschichtlichen Voraussetzungen, Basel, und Scnwuznnrscse UrurqlrvrRsrcHERUNGSANSTnLr (1968) 50
Jahre SUVA 1918-1968, Luzern.
Vgl. dazu Brnrrusrrrru, A. (1998) Histoire de l 'assurance-viei l lesse suisse, in:Aspecfs de la s6curitö
sociale 1998, 7 ff., Brnrrusrrrru, A. (1986) L'assurance-vieillesse suisse. Son 6laboration et s0n övolu-
f ion, Lausanne, BuruoEsnvr rün SozrnlvEHSrcHERUNG (1981) Die Inval idenversicherung von lg60 bis
1980, in: ZAK1981,214ff. ,229ff. ,289 ff .  und 308 ff . ,  Brruswnrueen, P. (1986) Geschichte der AHV.
Schweizerische Alters- und Hinterlassenenversicherung. Pro Senectute Schriftenreihe. Bd. 3,
Zürich, GnreEn, P.-Y. (1990) 100 ans de söcurit6 sociale en Suisse. Cahiers genevois de söcuritö so-
ciale. No.7,Gent, Funnrn, A. (1952) Entstehung und Entvvicklung der schweizerischen Sozialversi-
cherung, Diss. Freiburg i.Ü., NnenoLz, P. (1919) Die neuesten Eestrebungen zur Einführung der
lnvaliden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung in der Schweiz,Luzern, Pnur, E. {.1922]' Die Al-
ters-, lnvaliden- und Hinterlassenen-Versicherung,Zürich, Snxen, A. (1973) Die Entstehung der Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung,in:24K1973,210 ff .  und von Dvvowsrr, T. (1915l, Die Alters-
und lnvalidenversicherung in der Schweiz. Eine Studie über die Sozialversicherung, Diss. Zürich.
Weiterführend zur geschichtl ichen Entwicklung Eroe rruössrscHes VoxswrnrscHAFrsDEpARrErr,rer 'rr (1925)
Volkswirtschaft, Arbeitsrecht und Sozialversicherung der Schweiz. 2. Bde., Einsiedeln, Grvaror, P.
(1998) Hrstoire et structure des assurances sociales en Suisse,Zürich, Gnne J. (1979)Aus der Ge-

123

125
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3. Internationale Entwicklung

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges wurde auf der Pariser Friedenskon.ferenz
1919 eine Kommission für Arbeitsgesetzgebung eingesetzt. Nach zehnwöchiger
Arbeit einigte sich die Kommission am 28.06.I9t9 auf die Verfassung der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (IAO1tz6. Diese wurde als Teil XIII in den Vertrag
von Versailles aufgenommen. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde von der Allge-
meinen Konferenz der IAO am 01.11 .1946 die Erklärung über die Ziele und
Zwecke der Internationalen Arbeitsorganisation (sog. Philadelphia Erklärung)
angenommentzT. Die Schweiz trat der IAO erst 1948 beir2u, hat seither aber zahl-
reiche Abkommen aus dem Bereich des Arbeitnehmerschutzes und der sozialen
Sicherheitl2e. namentlich die Kernabkomllgnr3{). ratifiziert.

schichte der AHV in: ZAK 1979, 291 ff ,386 ff . ,459 ff .  und 525 ff . ,  Hnusen, A (1961) Schweizerische
Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Erlenbach/Stuttgart, Maunen, A. (1981) Geschichte des schwei-
zerischen Sozialversicherungsrechtsin: Schriftenreihe für internationales und vergleichendes,So-
zialrecht. Bd.6c, Berlin, 731ff ., Möcxr-r, S. (1988) Der schweizerische Sozialstaat. Sozialgeschichte,
Sozialphilosophie, Sozialpllitik,Bemlstuttgaft, Souvrn, J. H. (1978) Das Ringen um soziale Sicher-
heit in der Schweiz. Eine politisch-ökonomische Analyse der Ursprünge, Entwicklungen und Pers-
pektiven sozialer Sicherung im Widerstreit zwischen Gruppeninteressen und volkswirtschaft-
licher Tragbarkeit,Diss. St. Gallen, sowie TscHuor, H. P. (1989) Entstehung und Entwicklung der
schweizerischen Sozialversicherungen, Basel, und Tscnuor, H. P. (1990) Die geschichtliche Ent-
wicklung der Sozialversicherungen ,in: Cahiers genevois de söcurit6 sociale 1990/7, 53 ff.

126 In der Fassung der Urkunde über die Abänderung der Verfassung der lnternationalen Arbeitsorga-
nisat ion vom 09.10.1946. Siehe dazu Munrn, E. (2001b)Global is ierung und Sozialschutz.  Ein Bl ick in
die Entstehungsgeschichte der lL0 ( lA0/0lTl aus schweizerischer Sicht in: Mölanges en l 'hon-
neur de Jean-Louis Duc, Lausanne, 197 ff . ,  und MunEn, E. (2001a) Globalisierung und internationaler
Sozialrechtsschutz. Lehren aus der Entstehungsgeschichte der lA0/0lT/lL0?, in: 21A52001,342tf.

127 Bis 2003 wurden von der lA0 185 Übereinkommen (siehe dazu http://www.ilo.org/itolex/german/
docs/convdispl.html und 194 Empfehlungen (siehe dazu http://www.ilo.org/ilolex/german/docs/
recdispl.html angenommen. Auf ihrer 87. Taqung im Juni 1999 untergl iederte die lA0 die bisher
verabschiedeten Übereinkommen und Empfehlungen in verschiedene Kategor ien,  wobei  d ie Sozi-
ale Sicherhei t  a ls Bereich Vl l  bezeichnet wurde. Besonderer Bedeutung kommt dabei  dem Über-
einkommen Nr. 102 über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit vom 28.06.1952 (SR 0.831.102)
und dem Übereinkommen Nr,  128 über Leistungen bei  Inval id i tät  und Al ter  und an Hinterbl iebene
vom 29.06.1967 (SR 0.831.105) zu. Siehe ferner die vom Europarat verabschiedete Europäische 0rd-
nung der Sozialen Sicherhei t  vom 16.04.1964 (SR 0.831.104).

128 Vgl. AS 1948 915; BBI 1947 | 665 ff .
12s Siehe dazu SR 0.831.
r30 Besonders wichtige Übereinkommen werden als sog. Kernabkommen bzw. -normen bezeichnet.

Zu diesen, auch von der Schweiz rat i f iz ierten Übereinkommen zählen die Übereinkommen Nrn. 29
(Zwangsarbeit [1930]), 87 (Vereinigungsfreiheit  und Schutz des Vereinigungsrechtes [1948]), 98
(Vereinigungsrecht und Recht zu Kollekt iwerhandlungen [19a9]), 105 (Abschaffung der Zwangsar-
bei t  [1957]) ,  100 (Gleichhei t  des Entgel ts [1951]) ,  111 {Diskr iminierung in Beschäft igung und Beruf
[1958]) ,138 (Mindestal ter  [1973]]und 182 (Verbot und unverzügl iche Massnahmen zur Besei t igung
der schl immsten Formen der Kinderarbeit [1999]). Siehe dazu BnupeacHsR, S. (2002) Fundamentale
Arbeitsnormen der lnternationalen Arbeitsorganisation. Eine Grundlage der sozialen Dimension
der Globalisierung, Diss. Zürich.
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Die soziale Sicherheit wurde im Verlauf der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts
zudem in verschiedenen Menschenrechtsabkommen als grundlegender Aspekt
der internationalen Völkergemeinschaft bezeichnet. Bereits die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechter-rr spricht von einem <Recht auf soziale Sicher-
heit'rt:2. Diese und andere internationale Normenr33 gewähren in der Regel aber
keine so ziale Grtmdrechle, verstanden als innerstaatlich durchsetzbare Leistungs-
ansprüchel3a.

Seit den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts hat die Schweiz mit über 30 Staaten
Soziafversicherungsabkommen abgeschlossenl3s. Deren Zweck besteht darin, die
verschiedenen nationalen Systeme der sozialen Sicherheit zu koordinieren und den
Leistungsexport zu regelnr36. Den vorläufigen Abschluss dieser Entwicklung bildet
der Abschluss des Personenfreizügigkeitsabkomntens zwischen der Schweiz und der
EUr37, das seit 2002 innereuropäisch die soziale Sicherheit koordniert.

lV. Bedarfssystem

A. Vom Armenwesen zur Sozialhilfe
Soweit der Schaden nicht durch ein Haftungs- oder Versicherungsystem ausge-
glichen wird, greifen Bedarfssystetne unterschiedlichster Art. Solche Systeme be-

r3r Resolut ion 217 A ( l l l )der UN0 Generalversammlung vom 10.12.1948.
r32 Vgl. Aft.  22; siehe ferner auch Art.  25.
133 Vgl .  dazu Art .26 Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20.11.1989 und Internat ionaler

Pakt über wir tschaft l iche. soziale und kul turel le Rechte vom 16.12.1966.
134 Eine Ausnahme macht die Europäische Sozialcharta vom 18.10.1961 (ETS No. 35),  Zusatzprotokol l

zur Europäischen Sozialcharta vom 05.05.1988 (ETS No. 128),  Protokol l  zur Anderung der Europäi-
schen Sozialcharta vom 21.10.1991 (ETS No. 142),  Zusatzprotokol l  zur Europäischen Sozialcharta
vom 09.11.1995 (ETS No. 158) und Europäische Sozialcharta (revidiert)  vom 03.05.1996 (ETS No.
163). Weiterführend dazu Snuuel, L. (1997) Fundamentalsocialrights. Case law of the European So-
cial Charter, Strassburg, ÖHurueen, T. (1991) Die Europäische Sozialcharta in: Durchsetzung wirt-
schaftlicher und sozialer Grundrechte. Eine rechtsvergleichende Bestandsaufnahme (Eds. Mat-
scher,  F.  und Agranowskaja,  H.) ,  Kehl  am Rhein,335 f f . ,  und ÖHurueen, T.  (1994) Die Europäische
Sozialcharta und der Schutz wirtschaft l icher und sozialer Rechte durch den Europarat in: Europa-
rat und Menschenrechte (Ed. Nowak, M.), Wien, 1 19 ff.

135 Vgl. dazu Buruoesnvr rün lruousrnre, G. u. A. (1949-1966l. Schweizerische Sozialgesetzgebung.
1948-1965, Bern, und BnoN4encHen, V. (1992) lnternationales Sozialversicherungsrecht als Paral lel-
entwicklung zur europäischen Integration in: Festschrif t  75 Jahre EVG,Zürich,53ff .

136 Weiterführend Fnnrucx, L (1996) Al lgemeine Regeln des internationalen Sozialrechts - zwischen-
staatl iche Regelungen in' .  Sazialrechtshandbuch. 2. A. (Eds. Maydell ,  B. v. und Ruland, F.),  Neu-
wied/Kriftel/Berlin, 1577 ft.

r37 Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft  und ihren Mitgl iedstaaten einersei ts und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit (vgl.  BBI 1999, 7027 ff .) .
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standen seit alters her, wobei sie je nachZeitalter einen unterschiedlichen Institu-
tionalisierungsgrad aufwiesen und primär karitativer Natur waren. Bereits der
Codex Hamnturabil38 verpflichtete zur Unterstützung von Witwen und Waisen
und enthielt Bestimmungen über das Arbeitsentgelt und Haftungsbestim-
mungenl3e. Ahnliche Anweisungen erteilte das Alte Testamentr4{). Im antiken
Griechenland erhielten bedürftige Kriegsopfer seit Peisistratos (um 560 v. Chr.)
staatliche Unterstützung; der Ubergang zu einer allgemeinen staatlichen Für-
sorge erfolgte aber erst unter Perikles (450429 v. Chr.)t+t.

In Rom wurden fürsorgerische Massnahmen vor allem aus politischen Gründen
ergriffenra2. C. Gracchus (153-l2I v. Chr.) erliess die lex frumentaria, die der
hauptstädtischen Bevölkerung verbilligtes Getreide zusicherte; daneben wurde
dre Bevölkeruns mit Brot und Spielen bei Laune gehalten. Unter Marcus Ulpia-
nus Traiamrs (53-117) wurde schliesslich ein System staatlicher Familienbeihil.fe
eingeführtra'r.  dessen Zweck u.a. in der Ernährung armer Kinder bestand. Neben
der staatlichen Fürsorqe bestanden berufsständische Sicherungssystemeraa.

Im Mittelalter herrschte ein vielfält iges Nebeneinander von staatl ichemlas, kirch-
l ichem und privatem Armenwesen, insbesondere zünft ischen Selbsthi l festruktu-

r38 Der von Hammurabi  -  König von Babylon (1728-1686 v.  Chr.)-  verabschiedete Er lass enthäl t  282
Vorschrif ten aus dem Straf-.  Zivi l-  und Handelsrecht.

13e Vgl. z.B. Zif t .137 ff .  und 2'15 ff .  sowie Epilog Codex Hammurabi.
140 Vgl .  z.B.2.Mose 22,24;3.Mose 19,10ff . ;3.Mose 23,22f ' t . ;S.Mose 15,1f .  und 11 und 5.Mose 24,6f i .

sowie 1.Sam uel2,7 f f  .  (wo Jahwe als Gott  der Armen und Ver lassenen bezeichnet wird).
14r Vgl. dazu Bnocrvrvrn, N. (1972) Sozialgeschichte der Antike. Ein Abriss, Stuttgart, FnenrcH, J. (1996)

Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Bd. l: Von der vorindustriellen Zeit bis
zum Ende des Dritten Reiches.2. A.,München,2f ., und Prrens, H. (1978) Die Geschichte der sozia-
len Versicherung.3.4., St. Augustin, 15, und Swoeoon, E. (1961l Der soziale Gedanke in der Antike,
G raz.

142 Weiterführend ALröLov, G. {1984) Bömische Sozialgeschichte. 3.4., Wiesbaden, BLercxen, J. (1995)
Verfassungs- und Sozialgeschichte des Bömischen Kaiserreichs. Bd. 1.4. A.,Zürich, BRocxruryrn,
N. (1972) Sozialgeschichte der Antike. Ein Abriss, Stuttgart, PnErr, M. (19971 Sozialökonomische
Untersuchungen zur Armut im antiken Rom. Von den Gracchen bis Kaiser Diokletian, Stuttgart,
Knuuruou, H. (1992) Über sozialstaatliche Aspekte in der Novellengesetzgebung Justinians, Diss.
Bonn, Küsren,A. (1991]'Bl inde undTaubstumme im römischen Becht, Köln, und RüEor, R. (1974)Der
kranke Arbeitnehmer in römischen Privatrecht und die öffentl iche Fürsorge für ihn in der Stadt
Rom, in: SZS 1974, 114 tt.

r43 Diese bestand von 101 bis 315 (vgl. FnrnrcH, J. [1996] Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in
Deutschland. Bd. l: Von der vorindustriellen Zeit bis zum Ende des Dritten ßeiches.2. 4., München,
4).

144 Z.B. Krankenkassenvereine (col legia tenuiorum) und Sterbekassenvereine (col legia funerat ica).
Siehe dazu PrrEns, H. (1978) Die Geschichte der sozialen Versicherung.3.4., St. Augustin, 17.

145 Karl der Grosse führte 779 eine Armensteuer ein und verpfl ichtete die Kirche, den <Zehntenl für
Wohlfahrtszwecke zu verwenden (vgl. Fnrnr*r, J. [1996] Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik
in Deutschland. Bd. l:Von der vorindustriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Reiches.2. A.,Mün-
chen, 5).



ren146. Die Bischöfe waren seit dem Konzilbeschluss von Orlöal?r von 511 für die
Bedürftigen ihrer Diözese zuständig; die Synode von Tours von 532 erlaubte zu-
dem den Pfarrgemeinden, Kirchengüter für die Unterstützung der Armen zu ver-
wenden1l7. Kirchen. Klöster und kirchliche Orden betreuten ebenfalls Kranke
und gründeten HospitäIerl48. Ergänzt wurden die kirchlichen Bemühungen durch
die in der Scholastik entwickelte Almosenlehre, die dazu verpflichtete, Einkom-
men und Vermögen, das nicht für die Deckung des standesgemässen Lebens-
unterhalts erforderlich war, für wohltätige Zwecke oder zur Tilgung eigener Sün-
den (Ablasshandel) zu verwendenl4e.

Im Spätmittelalter entstand die Gemeindefürsorge. Die Städte gründeten Spitäler
und Asyle bzw. übernahmen zusehends die früheren kirchlichen Einrichtungen.
Der gesellschaftliche Wandel des 16. Jahrhundert veränderte die Fürsorgepraxis
und die Einstellung der Obrigkeiten gegenüber den Armen. Das staatliche Für-
sorgewesen wurde vermehrt von drei Grundsätzen geprägt: Betreuung des Ar-
men durch seine Heimatgemsildel5tt, Konkretisierung von Leistungsvorausset-
zungen sowie zunehmende Zentralisierung. Als im 17. und 18. Jahrhundert die
Zahl der Bedürftigen stieg, entwickelte sich der heute noch geltende Grundsatz
der v o r r an gi g e n Ve rw an dt e nunt e r s tüt zun g s p fli c fu 1 rs r .

Weiterführend dazu Gtourru, H.-J. {2002) Von der Barmherzigkeit zur Sozialversicherung. Umbrü-
che und Kontinuitäten vom Spätmittelalter bis zum 20. Jahrhundert,Zürich, GuEsr-rr,,t, A./GurLr-nurr,re, P.
(1992) De la charit| mödifvale ä la söcuritö sociale. Economie de la protection sociale du Moyen
Äge ä t'öpoque contemporaine,Paris, Frscren, W. (1982) Armut in der Geschichte. Erscheinungs-
formen und Lösungsversuche der ttSozialen Fraget in Europa seit dem Mittelalter, Göttingen, und
ScHöpren, G. (1976) Sozialer Schutz im 16.-18. Jahrhunden. Ein Beitrag zur Geschichte der Perso-
nenversicherung und der landwirtschaftlichen Versicherung, Diss. Graz.
Vgl. Fnenrcu, J. (1996) Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Bd. l: Von der vor-
industriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Reiches. 2. A,München, 5 f.
Siehe dazu JenEn, D. (1977) Grundzüge der Krankenhausgeschichte, Darmstadt, Jonnnrx, P. (2000)
Städtisches Gesundheits- und Fürsorgewesen vor 1800, Köln/Böhlau, KocH, M. G. (1999) Epidemie
und Gemeinwohl.  Histor ischer Gang durch die Seuchengeschichte und die of fenen Fragen heute
in HIV und Recht, Basel,9 ff., MunrEru, A. H. (1982) Zur Entwicklung der Spitäler und Heilanstalten
in der Schweiz und in Nachbarländern. Synposiun anlässlich der jährlichen Tagung der Schwei-
zerischen Gesellschaft für Geschichte der Medizin und der Naturwissenschaften, Aarau, ScHrnp-
IrEn, H. (1984) Studien zur Geschichte der Fürsorge, Frankfurt a.M.,7 ff., insbes. 15 f., und ScurppEn-
ers, H. {1990} Die Kranken im Mittelalter München.
Vgl. FnenrcH, J. (1996) Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Bd. l: Von der vor-
industriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Beiches.2. Ä., München, 5 f., und ScHEnprurn, H. (1984)
Studien zur Geschichte der Fürsorge, Frankfurt a.M., 8 ff.
1551 entschied die eidgenössische Tagsatzung, dass sich for tan jede Gemeinde oder Pfarrei  um
ihre eigenen Armen kümmern sol le.  Diese Entscheidung beruhte auf dem berei ts 1491 verabschie-
deten Grundsatz, dass jeder 0rt für die Fürsorge verantwort l ich sei.
Vgl. Art.328 ff .  ZGB, Siehe dazu auch Heno, A.-1./ScHrvraa, B. (1989) Armut in der Schweiz (17.-20.
Ji lZür ich.
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Spätestens seit dem 17. Jahrhundertls2 entstand zunehmend eine repressive Ar-
menpolitikls3. Diese äusserte sich in der <statistischen> Erfassung der Armen,
einem Bettelverrbot in der Öffentlichkeit, Arbeitszwang für Arbeitsfähige. organi-
sierte Fürsorge für die <wirklich Armen',, Repressionen gegen Landstreicher,
Massnahmen zur Ausbildung der Kinder von Armen, Organisation und finan-
zielle Regelung der städtischen Einrichtungen sowie der Gründung von Zwangs-
anstalten - Leitmotiv all dieser Bemühungen war die <gute Policey>ts+.

Unter dem Eindruck der Aufklärung fand allmählich eine Liberalisierung und
Humanisierunq statt. Die Koppelung von Waisenhaus mit Zucht- und Arbeits-
haus wurde gegen Ende des 18. Jahrhundert zunehmend hinterfragt. Die ab dem
Beginn des 19. Jahrhundert einsetzende Massenverelendung führte zu einer Welle
von alternativen Anstaltsgründungenlss. Die Kantone gingen dazu über, einheitli-
che Armengesetze zu schaffen. 1870 bestand in mehreren Kantonen noch kein
entsprechendes Gesetz (Solothurn, Neuenburg, Waadt, Basel-Stadt. Appenzell
Innerrhoden und Ausserrhoden, Tessin, Genf). 50 Jahre später war ein solches
ausser im Kt. Appenzell Ausserrhoden überall in Kraftl-s6. Diese Entwicklung

1681 verabschiedete dre Tagsatzung eine Regelung, wonach Arme, die ausserhalb ihres Kantons
herumzogen und benel ten, oder aber nach Ansicht  ihrer Wohngemeinde vom Heimatort  ungenü-
gend betreut wurden, in ihre angestammte Gemeinde abgeschoben werden sol len.
Vgl. dazu Drruzrrn, A. (1925) Jugendfürsorge in der alten Eidgenossenschaft. lhre Entwicklung in
den Kantonen Zürich, Luzern, Freiburg, St. Gallen und Genf bis 1798, Zürich, Ens, M. (1987) Das
Waisenhaus der Stadt Zürich von der Beformation bis zur fregeneratio4 Diss. Zürich, Jurre, R.
(19861 Diszipl inierungsmechanismen in der städtischen Armenfürsorge der Frühneuzeit in: Soziale
Sicherheit und soziale Disziplinierung. Beiträge zu einer historischen Theorie der Sozialpolitik
(Eds. Sachsse, C. und Tennstedt, F.), Frankfurt a.M., 101 ff., Jünr, R. (2000) Arme, Bettler, Beutel-
schneider. Eine Sozialgeschichte der Armutin der Frühen Neuzeit,Weimar, und Rtcxrrn, J. (20011
Frühneuzeitliche Armenfürsorge als Disziplinierung. Zur sozialpädagogischen Bedeutung eines
Perspektivenwechsels, Frankfurt a.M., und Scuenpnrn, H. {1984) Studien zur Geschichte der Für-
sorge, Frankfurt a.M., 61 ff.,
Siehe dazu neuerdings Sruoll, T. (2004) uGute Policeyu 1rdnungsleitbilder und Zielvorstellungen
politischen Handelns in der Frühen Neuzeit, Frankfurt a.M.
Je nach Anstaltszweck lassen sich diese in die eher phi lanthropisch motivierten <Armenerzie-
hungsanstaltenr, die im Piet ismus verwurzelten aRettungshäuser> und die kathol ischen Heime
unterscheiden, vgl. z,B. Rnusnuen, N. (1999) tVerwahrlostr. Kindswegnahmen und die Entstehung
der Jugendfürsorge im schweizerischen Sozialstaat 1900-1945, Zürich, ScHenpren, H. (19791 6e-
schichte der Jugendfürsorge.2. 4., Göttingen, Schoch, J./TueeeruEn, H., rr at. (19891 Aufwachsen
ohne Eltern. Zur ausserfamiliären Erziehung in der deutschsprachigen Schweiz, Zürich, insbes.
den Beitrag von Tuecerurn, H. (1989) Die Geschichte der ausserfamil iären Erziehung in der deutsch-
sprachigen Schweiz im Überblick.in Aufwachsen ohne Eltern. Zur ausserfamiliären Erziehung in
der deutschsprachigen Schweiz (Eds. Schoch, J./Tuggener, H. und Wehrli, D.), Zürich, 129 ff.
Siehe dazu Apperuzerun, G. (19441 Das solothurnische Armenwesen vom 16. Jahrhundert bis zur Gegen-
rara4 Solothurn, B0rrrru6, K. (1990) Von der Armenpflege zur Sozialhilfe. Geneinnützigkeit im Wandel
derZeit am Beispieldes Kantons Schvvyz, Schwyz, Bonen, M. (1996) t/on der Armenfürsorge zur mo-
dernen Sozialhilfe. Gezeigt am Beispiel der Enruvicklung der Gesetzgebung im Kanton Freiburg.3. 4.,
Köniz, BöuH,reni, V. (1869) Das Armenwesen der Schweiz, DrNzun, A. (19251 Jugendfürsorge in der alten
Eidgenossenschaft. lhre Entwicklung in den Kantonen Zürich, Luzern, Freiburg, St. Gallen und Genf bis
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führte schliesslich zur Trennung in die Arbeiterpolitik (Sozialversicherung) und
die Armenp olitik ( Ftirsorge)tsi .

B. Sozialhilfesystem
Der Bund besitzt bis heute keine allgemeine Zuständigkeit im Bereich des So-
zialhilfewesensrs8; er ist seit 1979 lediglich zur Regelung der interkantonalen Zu-
ständigkeitlse befugtl60. Es besteht allerdings seit dem In-Kraft-Tieten der neuen
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1798,2ürich, DüssLr, H. ,1948l. Das Armenwesen des Kantons Thurgau seit 1.803, Frauenfeld, Frücrre en, P.
(19201 Die burgerliche Arnenpflege im Kanton Bern, Diss. Bern, Gersrn, K. (1894) Geschichte des Ar-
menwesens in Kanton Bern von der Reformation bis auf die neuere Zeit,Bern, HAreLr, E. (19281 Das öf-
fentliche Armenwesen des Kantons Luzern, Diss. Bern, Ketrn, B. (19351 Das Armenwesen des Kantons
Zürich vom Beginn des 18. Jahrhunderts bis zum Armengesetz des Jahres 1836, Winterthur, Ronnen, K.
(1918) Das gesetzliche Armenwesen im Kanton Aargau seit 1804 und die Reformbestrebungen für ein
neues Armengesetz, Diss. Zürich, und ScHuro, C. A. (1914) Das gesetzliche Armenwesen in der
Schweiz. Das Armenwesen des Bundes. sämtlicher Kantone und der schweiz. Grossstädte. Zürich.
Zu ersteren Entwicklung siehe bereits supra l l l /8.
Der Bund hat Fürsorgeregelungen zu Gunsten vereinzel ter  Bevölkerungsgruppen berei ts unter der
Geltung der Bundesverfassung von 1848 erlassen. Zu erwähnen ist namentl ich die Soldatenfürsorge,
die mit den Gesetzen vom 07.08.1852 und vom 13.11.1874 eingeführt wurde. 1887 erfolgte der Ab-
schluss einer Kol lekt ivversicherung zwischen dem Bund und der Zür ich-Versicherung, wobei  d ie
Prämien für die Wehrmänner vom Bund übernommen wurden; diese Pr ivatversicherung war der
Vor läufer der nachmal igen Mi l i tärversicherung gemäss MVG (vgl .  dazu supra FN 122).  -  In lüngster
Zeit wurde die Frage nach einer Bundeszuständigkeit vermehrt gestel l t ,  vgl.  dazu Courrrnv, P. (1995)
Diskussionsentwurf für ein eidgenössisches Sozialhi l ferahmengesetz, in: SZS 1995,336 ff . ,  und WoLr-
rens, F. (1994) Braucht es für die Sozialhi l fe eine bundesrechtl iche Regelung?, in: SZS 1994, 118 ff .
Af t .  48 aBV wurde anlässl ich der Volksabst immung vom 07.12.1975 angenommen, Der Bund er l iess
in der Folge das Bundesgesetz über die Zuständigkei t für  d ie Unterstützung Bedürf t iger (Zustän-
digkeitsgesetz,ZUGI' vom 24.06.1977 (vgl. dazu THouel W [1994] Kommentar zum Bundesgesetz
über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger [ZUG]. 2. A.,Zürichl, Vorher galt ein Kon-
kordat (vgl. dazu Txovel W. [1961] Das Konkordat über die wohnörtliche Unterstützung vom 16. De-
zember 1960, Bern, Guelrn, E. [19171 lnterkantonales Armenrecht. Eine Darstellung der bundes-
rechtlichen und überkantonalen Normen betreffend die Fürsorgepflichten der Kantone und
Gemeinden gegenüber Bürgern anderer Kantone,Türich, und Pvriror,r, L. [1945] Die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtes auf dem Gebiet der interkantonalen Armenpflege in: Entscheide auf
dem Gebiete des eidgenössischen und kantonalen Fürsorgewesens, Zürich, 49 ff.).
Gestützt auf die Staatvertragskompetenz hat der Bund bereits im 19. Jh. Fürsorgeabkommen mit
anderen Staaten abgeschlossen, vgl .  dazu Die Erklärung vom 06./15.10.1875 zwischen der Schwei-
zer ischen Eidgenossenschaft  und dem Königreich l ta l ien betref fend gegensei t ige unentgel t l iche
Verpflegung armer Erkrankter, den Vertrag vom 07.12.1875 zwischen der Schweiz und der österrei-
chisch-ungar ischen Monarchie zur Regelung der Nieder lassungsverhäl tn isse, Befreiung vom Mi-
l i tärdienst und den Mi l i tärsteuern,  g le ichmässige Besteuerung der beidersei t igen Staatsangehör i -
gen, gegensei t ige unentgel t l iche Verpf legung in Krankhei ts-  und Unglücksfäl len und gegensei t ige
kostenfreie Mittei lung von amtl ichen Auszügen aus den Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern,
die Erklärung vom 12.11.1896 zwischen der Schweiz und Belgien betref fend die Unterstützung und
Heimschaffung der bedürf t igen Angehör igen der beiden Länder,  und die Erklärung vom 16.05.1898
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Königreich Portugal betreffend
gegenseit ig e unentgelt l iche Verpfle g ung a rmer Erkrankter.
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Bundesverfassungl6l ein verfassttngsmässiger Anspruch att.f eine menschwürdige
Existenzi62. Die kantonalen Sozialhilfegesetze erweitern diesen Anspruch durch
weitergehende wirtschaftliche Leistungen und persönliche Dienstleistungen, auf
die in der Regel ein gesetzlicher Anspruch besteht163. Da sich die wirtschaftlichen
Leistungen nach dem konkreten Bedarf im Einzelfall richten, kommt ihnen eine
(eingeschränkte) Schadenausgleichfunktion zu:Der Geschädigte erhält nur dann
und insoweit Leistungen. wenn er einen konkreten Bedarf nachweist, der für die
Sicherung eines menschenwürdigen Daseins erforderlish i51t0+.

C. Soziales Entschädigungssystem
Die so:ialert Ertscltndigungssvsteme weisen ebenfalls eine Schadenausgleichs-
funktion auf. Der Staat gewährt die fragl ichen Geldleistungen aber nicht zur
Existenzsicherung. sondern zur Kompensation von ungedeckten Schäden, deren
Ausgleich er aus sozialpol i t ischen Überlegungen als erforderl ich erachtet. Bei-
spiele solchcr Entschädigungssysteme stellen die Opferhiryetr's,die Ausfallhaftttng
bei Intp.fsclttiderr'"- oder die Staatshaftung bei rechtmässiger Schadenszufügung167
(Enteignunsr" '  etc. ) dar. Gemeinsam ist al l  diesen Entschädigungssystemen, dass
der Staat. ob* ohl sclbst nicht haftbar, einen anderweit ig nicht gedeckten Schaden

161 Die heute gel tende BV trat  am 01.01.2000 in Kraf t .
r62 Vgl. Art.  12 BV und zu den verschiedenen Existenzminima Gvsrru, C. (1999) Der Schutz des Existenz-

minimums in der Schweiz, Diss. Basel.
r63 Siehe z.B. Worrrrns, F (1999) Grundriss des Sozialhilferechts.2. A.,Bern,125tt.
164 Probleme ergeben sich deshalb in Bezug auf den Ersatz normat iver Schäden, nament l ich bei  nor-

mativen Pf lege- und Betreuungskosten, vgl. dazu Lrsoor, H. (2002) Pflegerecht. Band ll: Schweize-
risc hes Pfl e g e re c ht, Bern, 7 42 fI.

165 Siehe dazu Bundesgesetz über die Hi l fe an 0pfer von Straf taten (0pferhi l fegesetz,0HG) vom
04.10.1991 und Verordnung über die Hi l fe an 0pfervon Straf taten (0pferhi l feverordnung,0HV)vom
18.1'1.1992. Die 0pfer einer in der Schweizverübten Straf tat  können im Kanton, in dem die Tatver-
übt wurde, eine Entschädigung oder Genugtuung gel tend machen;die Entschädigung r ichtet  s ich
dabei  nach dem Schaden und den Einnahmen des 0pfers.  Das 0pfer hat Anspruch auf eine Ent-
schädigung von maximnal 100 000 Franken für den durch die Straf tat  er l i t tenen Schaden, wenn
sein Einkommen das Vierfache des massgebenden EL-Höchstbetrages für den al lgemeinen Le-
bensbedarf  n icht  übersteigt .  Dem 0pfer kann unabhängig von seinem Einkommen eine Genugtu-
ung ausgerichtet werden, wenn es schwer betroffen ist und besondere Umstände es rechtfert igen
(vgl. Art I 1 ff. 0HG und Art. I ff. 0HV). Weiterf ührend Gouu, P./Srrrr.r, P., tr et. (19951 Kommentar zum
0pferhi l fegesetz,Bern, und HAeenLr, T. (2002) Das 0pferhi l ferecht unter Berücksichtigung der Pra-
xis des Bundesgerichtes, in: ZBJV 2002, 361 t't.

r66 Vgl .4r1.23 des Bundesgesetz über die Bekämpfung übertragbarer Krankhei ten des Menschen
(Epidemiengesetz,  EpG)vom 18.12.1970, und BGE 129 l l  353 (s iehe dazu die Urtei lsanmerkung von
Lnruooq in: HAVE 2003, 313 ff., und HILL 2003, Fachartikel 10).

r67 Siehe dazu bereits supra l l /C/2/b.
168 Vgl. Art.26 Abs.2 BV sowie weiterführend Hess, H./VVrrarl ,  H. (1986) Das Enteignungsrecht des

Bundes. Kommentar zum Bundesgesetz über die Enteignung, zu den verfassungrechtlichen
Grundlagen und zur Spezialgesetzgebung des Bundes.2 Bde.,Bern.
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ersetzt, wobei die Höhe der Ersatzleistung im Maximum dem ungedeckten Scha-
den entsprichtr6e, im Einzelfall aber durchaus bedarfsorientiert ausgestaltet istr70.

r6e Vgl. z.B. Art.  23 Abs. 3 EpG.
r70 Siehe supra FN 165 zur bedarfsorientierten 0pferhi l feentschädigung.
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